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gen wichtigen Projekten des österreichi-
schen politischen US-Exils teilzuhaben.
Einer dieser Bereiche war die Jugendar-
beit, welche von anderen Gruppen ver-
nachlässigt wurde. Die von Vera Ponger
und Kurt Ponger geleitete Jugendgruppe
war zwischen November 1940 bis nach
dem Krieg unter verschiedenen Bezeich-
nungen (Free Austrian Youth Committee,
Free Austrian Youth, Free Austrian Youth
Group, Austro-American Youth und Aus-
tro-American Youth Council) tätig und
zählte mehrere hundert Mitglieder.7

Obwohl die österreichischen Kommu-
nistInnen in den USA nicht als offizielle
VertreterInnen der KPÖ auftreten konn-
ten, gab es dennoch minimale Part-
eistrukturen. In den ersten Jahren der
US-Emigration war Leo Katz der Leiter
der Parteigruppe, bis er sich zum Verlas-
sen der USA gezwungen sah. Katz legte
zusammen mit einigen anderen zu die-
sem Zeitpunkt bereits in die USA Immi-
grierten den Grundstein für die politi-
schen Aktivitäten österreichischer Kom-
munistInnen in den USA.8 1940 sah sich
Katz jedoch aufgrund seiner politischen
Aktivitäten gezwungen, die USA zu ver-
lassen; die Notwendigkeit hierzu ergab
sich aus der versuchten Umwandlung
des Besuchervisums in ein Einreisevi-
sum als Bedingung, um legal arbeiten zu
können; dieses Procedere brachte Nach-
forschungen über Katz’ Aktivitäten
während der vergangenen Jahre mit
sich, und da ihm hierfür Gefängnisstra-
fen gedroht hätten, zog Leo Katz es vor,
zusammen mit seiner Familie nach Me-
xiko weiterzuemigrieren.9 Sein Nachfol-
ger als Leiter der Gruppe wurde Wil-
helm Gründorfer, welcher diese Funkti-
on bis 1945 innehatte.10

Die Parteileitung und die zentralen
FunktionärInnen waren in New York tätig,
es gab aber auch Gruppen in anderen Städ-
ten in den USA; von einer Gruppe in Bo-
ston beispielsweise berichtet Theodor
Waldinger.11 Zum Teil schien es sich da-
bei um relativ lose Zusammenschlüsse ge-

zwischen den politischen Lagern, son-
dern auch eine österreichische Exilregie-
rung zustande zu bringen.

SSttaannddoorrtt iinnnneerrhhaallbb ddeess UUSS-EExxiillss
In die USA immigrierte Kommuni-

stInnen hatten aufgrund der spezifischen
Bestimmungen der Immigrationsgesetz-
gebung eine quasi-illegalen Status, der
zusammen mit den Aktivitäten des
HCUA6 die Ursache dafür war, dass ein
offenes Auftreten als KommunistInnen
unmöglich waren. Dies bestimmte das
gesamte Verhalten und die politische
Taktik in die USA emigrierter Kommu-
nistInnen und erschwerte nicht zuletzt
auch die politisch-organisatorische Ko-
operation mit VertreterInnen anderer po-
litischer Gruppierungen.

Vor allem im Vergleich zu österreichi-
schen kommunistischen Exilgruppen in
anderen Ländern lassen sich einige
grundlegende Unterschiede in der politi-
schen Arbeitsweise und insbesondere in
der Bündnispolitik feststellen; dies betraf
beispielsweise das Verhältnis zu den Le-
gitimisten, welche in den USA heftig kri-
tisiert wurden, wohingegen es in Groß-
britannien gemeinsame organisatorische
Betätigungen gab. Das legitimistisch-
monarchistische Lager stellte in den
USA einen bedeutenden Faktor inner-
halb der österreichischen Emigration dar
und verfügte mit Otto Habsburg, Hans
Rott u.a. über ihre prominentesten Ver-
treter in den USA, während die Kommu-
nistInnen eine zahlenmäßig kleine Grup-
pe darstellten.

Dennoch gelang es österreichischen
KommunistInnen im Laufe der Jahre, in
einigen Bereichen tonangebend zu wir-
ken, und in der Zusammenarbeit vor al-
lem mit den VertreterInnen der um Fer-
dinand Czernin gruppierten liberal-kon-
servativen Emigration – eine Kooperati-
on, welche vor allem die gemeinsame
Ablehnung sozialdemokratischer Nach-
kriegskonzeptionen und habsburgischer
Ansprüche als Grundlage hatte – an eini-

Das Exil österreichischer Kommu-
nistInnen1 in den USA weist ge-
genüber der kommunistischen

Exil-Geschichte in anderen Ländern ei-
nige Besonderheiten auf, welche in den
spezifischen Bedingungen zu suchen
sind, die die USA als Exilland auszeich-
nen. Die USA als traditionelle Immigra-
tionsgesellschaft entwickelte zu Beginn
des 20. Jahrhunderts Restriktionsmecha-
nismen, welche vor allem politisch und
sozial Unerwünschten die Einwanderung
erschweren sollte. Relevant waren aber
vor allem die nach Herkunft der Einwan-
derungwilligen differenzierten Länder-
quoten2, welche auch während des Zwei-
ten Weltkrieges beibehalten wurden und
zahlreichen vor dem NS-Regime Flüch-
tenden die Einreise verunmöglichte.3

Die Gegnerschaft zur NS-Diktatur und
die damit einhergehende Hilfsbereit-
schaft den Opfern gegenüber hatte hinge-
gen während der 1940er Jahre eine ver-
hältnismäßig lockere Handhabung der
politischen Restriktionen der Migrations-
gesetze zur Folge, von welcher kommu-
nistische EmigrantInnen insofern profi-
tierten, als ihre politischen Aktivitäten
zwar – wie aus den Quellen ersichtlich4 –
den Behörden relativ gut bekannt waren,
jedoch faktisch nicht geahndet wurden;
dies sollte sich allerdings gegen Ende des
Krieges allmählich und mit dem Beginn
des Kaltes Krieges abrupt ändern.

Das politische österreichische Exil in
den USA bestand aus VertreterInnen
fast aller politischen Lager – Legitimi-
sten, Bürgerliche, SozialistInnen, Kom-
munistInnen. Zu keinem Zeitpunkt ge-
lang es, eine breite Zusammenarbeit
zwischen den unterschiedlichen politi-
schen Gruppen herzustellen, wie dies in
anderen Exilländern zumindest zeitwei-
se der Fall war. Nichtsdestotrotz gab es
zahlreiche Aktivitäten, Publikationen –
ab 1941 erschienen rund 25 österreichi-
sche Exil-Zeitschriften in den USA5 –,
Organisationen und auch Bestrebungen,
nicht nur eine teilweise Verständigung
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handelt zu haben, die erst mit der Grün-
dung der Austro American Association12

einen organisatorischen Rahmen erhielten:
„[...] unsere innerparteiliche Gruppe war
schon früher organisiert. Wir sind in der
Luft geschwebt natürlich und haben nur
Österreich-Gruppen gehabt [...].“13

Über die Zusammenarbeit mit US-ame-
rikanischen KommunistInnen gibt es un-
terschiedliche Hinweise, grundsätzlich
war die Kooperation aufgrund der spezi-
fischen Aufgaben der EmigrantInnen so-
wie der Entwicklung der CPUSA unter
ihrem Vorsitzenden Earl Browder in die-
sen Jahren jedoch eher schwierig. Erst
nach 1945 scheinen einige Österreiche-
rInnen, welche nicht nach Europa
zurückkehren wollten, und nachdem
selbst der minimale organisatorische
Rahmen der österreichischen Kommuni-
stInnen sich auflöste, den Weg in die
CPUSA gefunden zu haben. Waldinger
berichtet in diesem Zusammenhang von
einer offiziellen Weisung der New Yor-
ker Leitung: „[...] dann hat sich das nach
dem Kriegsende aufgelöst und haben die
maßgebenden Parteistellen in New York
gesagt: ‚Österreicher, Exilösterreicher
kommt in die amerikanische Partei, wenn
ihr nicht zurückgeht nach Österreich‘.“14

Relativ geringe Kontakte gab es zwi-
schen den österreichischen Kommuni-
stInnen in den USA und KPÖ-Gruppen
in anderen Ländern, und auch ein Aus-
tausch mit der Parteileitung in der So-
wjetunion fand nicht statt: „Für uns gab
es eine zentrale Stelle, mit der wir keinen
Kontakt hatten. Das war die Führung der
österreichischen Partei in der Sowjetuni-
on.“15 Dieselbe Situation beschreibt
Gründorfer auch hinsichtlich des Aus-
tausches mit KPÖ-Gruppen in anderen
Ländern, etwa der nach Moskau zweit-
wichtigsten in London, zu welcher die
ÖsterreicherInnen in den USA ebenfalls
„keinen organisatorischen Kontakt [hat-
ten]“, wenn auch gewisse Informations-
flüsse vorhanden waren: „Wir erhielten
zwar den Zeitspiegel aus London und wir
haben natürlich von dieser Organisation
gewusst, aber wir hatten mit ihnen weder
einen organisatorischen noch einen per-
sönlichen Kontakt.“16

VVeerrhhäällttnniiss zzuurr 
SSoozziiaallddeemmookkrraattiiee

Schwierig gestaltete sich das Verhält-
nis zwischen österreichischen Kommuni-
stInnen und sozialdemokratischen Exilor-
ganisationen17, welches – wie in allen
Ländern des österreichischen Exils –
während der gesamten Exilzeit von Dif-

Mrs. (Maria) Deutsch has contacts with
Communist circles but it is seemingly
evident that Deutsch himself is definitely
anti-Communist. He gives the impressi-
on as if he ignored his wife´s ties to the
Communists, but both are proceeding on
a pre-arranged mutual agreement in this
question (in this writers opinion.) […]
P.“25 Maria Deutsch fungierte vor allem
gegen Ende des Krieges, als das Haup-
thindernis der Zusammenarbeit mit an-
deren österreichischen Exilgruppen – die
Infragestellung eines selbständigen
Österreich durch die Sozialdemokratie –
quasi nicht mehr vorhanden war, als
Bündnisfunktionärin und trat beispiels-
weise auf nicht-sozialdemokratischen
Veranstaltungen als Rednerin auf.

FFrreeiihheeiitt ffüürr ÖÖsstteerrrreeiicchh uunndd
AAuussttrroo AAmmeerriiccaann TTrriibbuunnee

Die 1941 gegründete Austrian Action
Ferdinand Czernins brachte eine neue
Konstellation ins österreichische Exil in
den USA. Czernin strebte eine breite Zu-
sammenarbeit auch mit linken Kräften
an und 1941 begannen mit dem Beitritt
von Vera Ponger, James Herzig und Kurt
Ponger zur Austrian Action erste organi-
satorische Berührungen.26 Da vor allem
Vera und Kurt Ponger durch ihre Akti-
vitäten bereits innerhalb des österreichi-
schen Exils bekannt waren, schlug Czer-
nin von konservativer und monarchisti-
scher Seite heftige Kritik entgegen.27

Doch die Kooperation vertiefte sich: in
gemeinsamer Ablehnung monarchisti-
scher Aktionen – allen voran des „Aus-
trian Battalions“28 – schlossen sich 1943
die Austrian Action und das von Alois
Engländer geleitete Assembly for a De-
mocratic Austrian Republic mit den
kommunistisch dominierten Organisatio-
nen Free Austrian Youth Committee und
Austrian Youth Assembly zur American
Federation of Austrian Democrats zu-
sammen und gaben die Freiheit für
Österreich (FFÖ), Vorläufer der Austro-
American Tribune (AAT) heraus.29

Obwohl die Zeitung aufgrund der Be-
teiligung unterschiedlicher Organisatio-
nen überparteilichen Charakter hatte,
stand sie bald in dem Ruf, ein Organ der
österreichischen KommunistInnen zu
sein. In einem OSS-Memorandum wird
die Linie der AAT als „strongly natio-
nalist, anti-monarchist, pro-Russian,
pro-Czechoslovak“30, sowie die Heraus-
geberorganisationen als „plainly influ-
enced by fellow-travelers and Commu-
nists“31 charakterisiert, wenn auch
gleichzeitig auf den Umstand hingewie-
sen wird, dass prominente Nicht-Kom-

ferenzen geprägt war: „[...] es gab also
praktisch überhaupt keine Kontakte und
keine Zusammenarbeit mit den Sozialde-
mokraten.“18 Hauptursache für diese Dif-
ferenzen waren wie in anderen Exil-Län-
dern die divergierenden Vorstellungen
über das Ziel des antifaschistischen
Kampfes, also der unüberbrückbare Ge-
gensatz zwischen der von den österreichi-
schen KommunistInnen angestrebten
Wiederherstellung einer eigenständigen
österreichischen Republik und der sozial-
demokratischen, bis zur Moskauer De-
klaration aufrecht erhaltenen Konzeption
einer gesamtdeutschen Revolution als
Ziel des Kampfes gegen den Faschismus.

Diese unterschiedlichen Ziele wurden
in den USA allerdings nicht besonders
ausführlich diskutiert, vielmehr ignorier-
ten sich kommunistische und sozialde-
mokratische EmigrantInnen lange Zeit.
Dies hat zur Folge, dass einige Zeitzeu-
gen sich an die Existenz österreichischer
sozialdemokratischer Organisationen in
den USA nicht erinnern bzw. diesen le-
diglich eine marginale Rolle zuschrei-
ben: „[...] sie sind auch kaum aufgetre-
ten. Vielleicht gab es irgendwo, da oder
dort, solche Auftritte, aber das war dann
so, dass man davon nichts gewusst
hat.“19 Und wo es doch Kontakte gab,
konnte man sich auf keine gemeinsamen
Aktivitäten einigen: „Man könnte in ei-
nigen Fragen [...] mit Leuten, die viel
weiter rechts gestanden sind, eine Zu-
sammenarbeit machen – aber hier (mit
den Sozialdemokraten) gab es überhaupt
keine gemeinsame Basis.“20

Diese Ablehnung war beiderseitig, wo-
bei für SozialdemokratInnen neben den
ideologischen Differenzen auch pragma-
tische Überlegungen eine Zusammenar-
beit mit KommunistInnen nicht geboten
erscheinen ließen, da diese ja im Visier
der Behörden standen. So wurde offiziel-
len Stellen gegenüber von führenden So-
zialdemokratInnen stets die Distanz zu
den KommunistInnen beteuert: „General
Julius Deutsch spoke with Mr. Poole21

and Mr. Heckscher22 in Mr. Poole’s offi-
ce this afternoon. […] As a Social De-
mocrat, he had always been opposed to
Communism, and he was unwilling to
acknowledge any recent Communist
gains in Austria.“23 Aus denselben Do-
kumenten geht aber auch hervor, dass
dieses Nicht-Verhältnis nicht so lücken-
los gewesen ist. Während nämlich Julius
Deutsch seine Ablehnung der Kommuni-
stInnen wiederholt bekräftigt, pflog Ma-
ria Deutsch gute Kontakte zum kommu-
nistischen Exil24, und das blieb auch den
Behörden nicht verborgen: „It seems that
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habt); sie haben entweder mitgearbeitet,
durch Beiträge oder sind Sympathisan-
ten gewesen.“37

Diese konzeptionelle Offenheit der
AAT resultiert aus der Konzeption einer
antifaschistischen Zeitung, zu deren
wichtigsten Aufgaben die Weiterführung
einer österreichischen Kulturtradition
zähle; dies wurde unabhängig von einer
näheren inhaltlichen Bestimmung dieser
Kulturtradition als wichtiges Element
des ideologischen Kampfes gegen den
Nationalsozialismus gesehen, da dieser
grundsätzlich jegliche Kultur zu vernich-
ten angetreten sei: „Diese Kultur zu ret-
ten ist nicht nur unsere Pflicht unserer
neuen Heimat gegenueber, sondern auch
ein Schlag gegen den Nazismus. Wir
wissen dass der Faschismus nicht Halt
macht bei der Pluenderung und Ermor-
dung Einzelner, bei der Unterdrueckung
und Entrechtung der kleinen Voelker,
sondern dass jedwede Kultur und Zivili-
sation sterben muss, damit seine Herr-
schaft gesichert sei.“38

Gründorfer spricht diesen Zusammen-
hang auch auf einer Rede anlässlich des
sechsten Jahrestags des „Anschlusses“
an: „As Austro-Americans, we regard it
our duty to preserve Austrian culture
which the Germans have tried to dest-
roy, and give it its rightful place.“39

Auch hier folgt keine nähere inhaltliche
Bestimmung des Begriffes einer „öster-
reichischen Kultur“, diese wird – durch-
aus den Auseinandersetzungen Alfred
Klahrs folgend40 – als ein Kennzeichen
einer eigenständigen österreichischen
Nation charakterisiert: „Countering the
racial theories of Nazism, according to
which nations are determined by their
common language, it is of decisive im-
portance to maintain an independent
Austrian culture.“41

Die relative Breite in der politischen
Ausrichtung der Zeitung ist natürlich der
Tatsache geschuldet, dass die FFÖ/AAT
vom Assembly for a Democratic Austri-
an Republic herausgegeben wurde, dem

– wie oben beschriebenen – Zusammen-
schluss konservativer und kommuni-
stisch dominierter Exilorganisationen. Es
wäre somit falsch, die FFÖ/AAT als
„kommunistische Zeitung“ einzustufen,
wenngleich KommunistInnen nicht nur
von Beginn an maßgeblich an der Pro-
duktion beteiligt waren, sondern darüber
hinaus im Laufe der Jahre – beispiels-
weise in Person des Herausgebers Wil-
helm Gründorfer – bestimmend die Zei-
tung gestalteten. Es erscheint aber auch
verfehlt, die FFÖ/AAT als Organ der li-
beral-konservativen, nicht-monarchisti-
schen Emigration darzustellen, an wel-
cher eher zufällig KommunistInnen be-
teiligt gewesen wären, wie dies in der Li-
teratur zum Teil angedeutet wird.42

Der Gründung der von Elisabeth
Freundlich redaktionell betreuten Litera-
turbeilage, die ab Herbst 1943 erschien,
waren Gespräche mit Vertretern der
deutschen literarischen Emigration – un-
ter anderem war Bertolt Brecht an die-
sen Treffen beteiligt – vorangegangen,
in denen die Gründung einer deutsch-
sprachigen Literaturzeitschrift erörtert
worden war, bei welcher ÖsterreicherIn-
nen und Deutsche mitarbeiten sollten.
Da diese Überlegungen der Gründung
der AAT-Literaturbeilage unmittelbar
vorausgingen, ist anzunehmen, dass
konzeptionelle Überlegungen des nicht
zustande gekommenen Projektes in
Freundlichs Arbeit einflossen.

Das Nichtzustandekommen einer ge-
samtdeutschen Zeitung sieht Gründorfer
vor allem als Ausdruck der spezifischen
Aufgaben, welche sich die Redaktion der
FFÖ/AAT gestellt hatte, da „[wir] die
Aufgabe, die wir uns gestellt hatten – oder
sagen wir so, die wir von der Geschichte
aus für uns gestellt sahen – wir damit
nicht erfüllen konnten. Man hätte kultu-
rell mehr gemacht, man hätte sich sicher
an wesentlich mehr Leute wenden kön-
nen, aber das war unter einer anderen Per-
spektive und das haben wir abgelehnt.“43

An anderer Stelle verweist Gründorfer
zum selben Problem, dass eine solche
Konzeption einen ganz zentralen Punkt
des Zeitungskonzepts vollkommen umge-
stoßen hätte: „Wären wir darauf einge-
gangen [auf die Vorschläge Brechts,
Anm.], dann wäre die Austro American
Tribune keine Austro American Tribune
geworden. Wir mussten darauf verzich-
ten, diesen Weg zu gehen, was uns nicht
leicht gefallen ist; aber es blieb uns nichts
anderes übrig, da wir eine österreichische
Zeitung gestalten wollten.“44

Die Beilage entwickelte sich zu einer
angesehenen Kulturzeitung, in welcher

munistInnen in der Zeitung publizier-
ten: „Like all periodicals of its kind, the
,Tribune‘ makes a point of printing ar-
ticles and contributions by prominent
writers of non-Communist character.“32

In einem anderen OSS-Bericht wieder-
um wird die AAT als „Communist
sponsored monthly“33 bezeichnet.

Inhaltlich standen nicht-tagesaktuelle
Themen im Vordergrund. Dies lag zum
einen an der monatlichen Erscheinungs-
weise und an den beschränkten Mitteln,
welche der Redaktion zur Verfügung
standen, war aber auch in der inhaltli-
chen Ausrichtung der Zeitung begründet,
welche einen Beitrag zur Schaffung ei-
nes Österreichbewusstseins sowohl bei
den in die USA emigrierten Österreiche-
rInnen, als auch bei den Einheimischen
forcieren wollte, weshalb „die Nichtan-
erkennung des Anschlusses seitens der
USA, die Bildung eines österreichischen
Nationalausschusses, die Aufnahme
Österreichs in die Vereinten Nationen,
sowie die Bekämpfung der monarchisti-
schen Legion im Vordergrund der Be-
richterstattung“34 standen. Hervorzuhe-
ben ist die von Vera Ponger redigierte
Jugendbeilage der FFÖ, welche sich
rasch zu einem eigenständigen Teil der
Zeitung entwickelte und der Austro-
American Youth als Sprachrohr diente.

Die Namensänderung der FFÖ in Aus-
tro-American Tribune erfolgte im Juli
1943 und im Impressum der Ausgabe
vom April 1944 findet sich erstmals Wil-
liam Green35 als Editor. Gründorfer hatte
diese Position bis 1946 inne; erst nach-
dem klar war, dass seinem Rückkehr-
Antrag stattgegeben würde und er die
USA würde verlassen können, beendete
er seine Redaktionstätigkeit.36

FFÖ und AAT standen AutorInnen
der unterschiedlichsten politischen La-
ger offen: „Wir haben dann später [...]
praktisch alle die Leute, die in irgendei-
ner Form im kulturellen Leben gestan-
den sind und nicht ausgesprochen reak-
tionär waren, (in unserem Umfeld ge-
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Ende seiner Tätigkeit als Funktionär der
maßgeblich durch seine Initiative ge-
gründeten Filmangestelltengewerkschaft
mit sich brachte.56

Ein Sonderfall in Zusammenhang mit
Repressionen gegen österreichische
KommunistInnen durch die US-Behör-
den sind sicherlich die Verhaftungen
Kurt Pongers und Otto Verbers.57 Ponger
und Verber waren beide für das OSS
tätig gewesen und hatten beispielsweise
Informationen über die Lage in den Kon-
zentrationslagern gesammelt, nach 1945
waren sie an Vernehmungen in Zusam-
menhang mit der Vorbereitung der Nürn-
berger Prozesse beteiligt.58 1953 wurden
beide in Wien verhaftet und in die USA
geflogen, wo sie wegen Spionage für die
Sowjetunion angeklagt wurden; die Ver-
haftungen waren nicht nur aufgrund der
Tatsache spektakulär, dass zurückge-
kehrte Österreicher in die USA verhaftet
wurden, sondern scheinen auch entspre-
chend inszeniert worden zu sein: „Das
Haus wurde umstellt, [...] wie in einem
schlechten Krimi...,Raise your hand and
don’t move‘. Und ab ins Flugzeug und
ab nach Amerika.“59 Ponger und Verber
wurden zu mehrjährigen Gefängnisstra-
fen verurteilt und kamen erst Anfang der
1960er Jahre nach Österreich zurück.

Die Tatsache, dass viele ZeitzeugIn-
nen ungefragt von diesem Ereignis be-
richten60, zeigt, dass der Vorfall ein ein-
schneidendes Erlebnis war; dies sicher-
lich nicht zuletzt deshalb, weil die Ver-
haftung deutlich macht, wie prekär die
Situation in die USA emigrierter Kom-
munistInnen zu jedem Zeitpunkt war.

Anmerkungen:
1/ Der Grund, warum vorrangig von „Kommuni-
stInnen“ und nicht von der KPÖ die Rede ist,
liegt daran, dass nicht wenige Personen, wel-
che in den USA Mitglieder in von österreichi-
schen KommunistInnen geleiteten Organisatio-
nen waren, in Österreich Mitglieder sozialdemo-
kratischer oder anderer Organisationen gewe-
sen waren oder noch zu jung, um politisch orga-
nisiert gewesen zu sein. Erst die Erfahrung und
Bekanntschaft mit österreichischen Kommuni-
stInnen in den USA führte zu einer Annäherung
und nicht selten zu einer offiziellen KPÖ-Mit-
gliedschaft nach 1945. Darüberhinaus sind die
Informationen über die unmittelbaren Parteiakti-
vitäten – also die Organisierung einer tatsächli-
chen KPÖ-Struktur in den USA, Aufnahme neu-
er Mitglieder, Kontakt zur Parteiführung und an-
deren KPÖ-Exilgruppen – relativ gering, weil
viele ZeitzeugInnen aufgrund der Situation der
Illegalität, in welcher sich kommunistischen Im-
migrantInnen befanden, sich noch in den
1990er Jahren nicht legitimiert fühlten, allzu de-

im Laufe der Jahre namhafte Schriftstel-
lerInnen publizierten45 und deren Ruf
weit über den Rahmen der vormaligen
AAT-LeserInnen hinaus das Ansehen
der AAT steigerte.46 Gründorfer resü-
miert dieses kulturpolitische Engage-
ment der AAT als jene Leistung, „die die
Zeitung zu dem gemacht hat, wofür sie
1945 vielfach geschätzt wurde.“47

Gegen Ende des Krieges kam es noch
einmal zu einem kleinen Aufschwung
durch die im April 1944 vom War De-
partment erlaubte Verbreitung der AAT
in Kriegsgefangenenlagern. Es folgte ei-
ne entsprechende Kampagne und zahl-
reiche regelmäßige Leser konnten auf
diese Weise gewonnen werden.48 Aller-
dings gibt es auch Berichte, welcher die-
ser Aktion nur einen mäßigen Erfolg zu-
sprechen. Kriegsgefangene berichteten,
dass die Verbreitung der Zeitung – trotz
offizieller Erlaubnis durch die Behörden
– deshalb schwierig gewesen sei, weil
„die Lagerführung, die nur aus Nazi be-
stand, auch die amerikanische Lager-
führung beeinflussen konnte und so den
Bezug der ‚A.A.T.‘ verhinderte [...].“49

Da mit dem Ende des Krieges auch das
zentrale Thema der AAT – der Kampf
für die Befreiung vom Faschismus – be-
seitigt war, veränderten sich die Umstän-
de der Produktion; vor allem die Einheit-
lichkeit der Ziele, welche die an der Pro-
duktion Beteiligten anstrebten, ging
rasch verloren: „Es fehlte bald an Elan
und Überzeugung, und die Interessen
waren schon sehr zersplittert.“50 Grün-
dorfer arbeitete während der letzten Jah-

re des Bestehens
der AAT – die
Zeitung erschien
bis August 1948,
bis 1949 gab es
noch eine Nach-
folgezeitung, die
Forum and Tribu-
ne – nicht mehr
mit, womit auch
der maßgebliche
kommunistische
Einfluss verloren
ging: „Ich hatte
mich jedoch schon
1946 aus der Zei-
tung zurückgezo-
gen, weil ich er-
wartet hatte, so in
zwei, drei Tagen
wegfahren zu kön-
nen. Die Tage ha-
ben sich halt gezo-
gen.51 Deshalb
kann ich also über

die letzten Jahre des Blattes keine Aus-
kunft geben.“52

Von der nach 1945 endgültig in der
Vordergrund tretenden antikommunisti-
schen Außen- wie Innenpolitik der USA
und den damit einhergehenden strafrecht-
lichen Verfolgungen tatsächlicher oder
vermeintlicher KommunistInnen war
auch die AAT betroffen, deren Herausge-
ber 1948 vor das HCUA vorgeladen wur-
den.53 Diese politischen Schikanen und
Repressionen trugen schließlich auch
zum endgültigen Ende der AAT bei.

RReepprreessssiioonneenn uunndd RReemmiiggrraattiioonn
Ab 1948 häuften sich die Vorladungen

österreichischer KommunistInnen vor
das HCUA. Nicht selten hing es ledig-
lich von Zufällen ab, ob jemand von den
Repressionen direkt betroffen war oder
nicht: „Und da hab ich auch Glück ge-
habt, dass ich gerade während der Mc-
Carthy54-Periode in einer Sitzung, wo
ein gewisser Filbring war, der ein FBI-
Spitzel war, nicht dabei gewesen bin.
Alle anderen sind aufgeflogen. Was ih-
nen passiert ist, ist, dass sie ihre Stellun-
gen verloren haben, einer war Mittel-
schulprofessor, einer war Hochschulpro-
fessor, andere waren Privatbeamte, die
sind sofort entlassen worden.“55

Otto Langer war 1948 vor den Aus-
schuss geladen worden und wurde, da er
sich weigerte, entsprechende Aussagen
zu machen, verurteilt. Dies führte zu ei-
ner eiligen Rückkehr nach Österreich,
durch welche Langer einer Gefängnis-
strafe entging, die aber auch ein abruptes
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heit ist, dass dieser bewaffnete antifa-
schistische Kampf in erster Linie von
Kärntner SlowenInnen, also der im Land
lebenden Minderheit, getragen wurde,
wohingegen sich deutschsprachige
KärntnerInnen in nur sehr geringem
Ausmaß am Widerstand beteiligten. 

Daher gehört zu den signifikantesten
Merkmalen der antifaschistischen Ge-
denktradition in Kärnten, dass diese
nicht nur, wie andernorts in Österreich,
von einer numerischen Minderheit ge-
tragen wird, sondern gleichzeitig auch
von einer ethnischen, die während des
Nationalsozialismus schwere Verfol-
gungen zu erleiden hatte. Dadurch, dass
das Widerstandsgedächtnis in Kärnten
stark von einer ethnischen Dimension
geprägt ist, spielen Partisanendenk-
mäler eine zentrale Rolle auch bei den
konfliktreichen Auseinandersetzungen
zwischen deutschsprechender Mehrheit
und slowenisch- bzw. zweisprachiger
Minderheit. Dabei, auch dies ist als Be-
sonderheit zu werten, setzten die Kon-
flikte nicht erst seit Ende der 1980er
Jahre ein, wo auch auf gesamtöster-
reichischer Ebene eine verstärkte Aus-
einandersetzung um Denkmalserrich-
tungen zu verzeichnen ist, sondern
tatsächlich handelt es sich um ein Phä-
nomen, das seit der unmittelbaren
Nachkriegszeit bis heute immer wieder
die Kärntner Öffentlichkeit beschäftigt. 

Wenn man nun davon ausgeht, dass
Denkmäler im allgemeinen bereits eine
symbolische Hierarchie von Normen
und Werten implizieren, so kann Kärn-
tens Denkmallandschaft auch als Spie-
gelbild realer politischer Machtverhält-
nisse zwischen Mehrheit und Minder-
heit gelesen werden.

Für die dominanteste Trägergruppe
des antifaschistischen Gedächtnisses,
das sind die ehemaligen PartisanInnen
und im weiteren Sinn die Kärntner Slo-
wenInnen, ist die Geschichte von Wi-
derstand und Verfolgung ebenso wie die
Erinnerung daran ein entscheidendes
und kollektiv geteiltes Identitätsele-
ment. Gedenkfeiern sind daher seit lan-
gem fixer Bestandteil des kulturellen
Lebens der Volksgruppe.3

Mit diesem Kampf, so hat es Karel
Prušnik, hochrangiger Partisan und späte-
rer Funktionär der OF bzw. des 1948 ge-

gründeten Partisanenverbandes4, einmal
formuliert, haben „wir aufgehört, Skla-
ven zu sein“5, auf Basis dieses Wider-
standes gründete die Aufnahme des
berühmten Artikels 7 im österreichischen
Staatsvertrag, also der entscheidenden
politischen Grundlage für den Schutz und
die Rechte der slowenischen und kroati-
schen Minderheit in Österreich. 

In diesem Sinn fungiert die Erinnerung
an Widerstand und Verfolgung vor und
mit Denkmälern für die Kärntner Slowe-
nInnen in doppeltem Sinn: Einerseits zur
Stärkung der Eigengruppe, die mittels ei-
ner gemeinsamen Vergangenheit auch
ihre Besonderheit und Identität als Grup-
pe schöpft und sich in diesem Bewusst-
sein auch einem starken Assimilations-
druck entgegenstellt. Und andererseits
als Zeichen nach außen, mit dem öffent-
lich Anspruch auf Erinnerungs- und Ge-
schichtswürdigkeit gestellt wird und mit
dem gleichzeitig politische Interessen
der jeweiligen Gegenwarten artikuliert
werden – im konkreten Fall etwa die
nicht oder nur teilweise realisierten Min-
derheitenrechte, die durch den öster-
reichischen Staatsvertrag verfassungs-
mäßig garantiert sind. 

Dabei ist festzustellen, dass im öster-
reichischen Staatsvertrag keineswegs nur
„realpolitische“ Rechte (Stichwort:
Schulwesen, Amtssprache, topographi-
sche Aufschriften etc.) verankert sind,
sondern im übertragenen Sinn auch das
Recht auf Erinnerung, das zwar nicht als
spezielles Minderheitenrecht gedacht
war6, jedoch das Gedenken der Minder-
heit in spezifischen Ausmaß betrifft.
Konkret geht es um Artikel 19 des öster-
reichischen Staatsvertrages, wonach
Österreich verpflichtet ist, alle Gräber,
Embleme, und Denkmäler zu achten
schützen und zu erhalten, die dem Ruhm
jener gewidmet sind, die auf österreichi-
schem Staatsgebiet gegen Hitler-
Deutschland gekämpft hatten.7

Das Recht auf Erinnerung vor und mit
Partisanendenkmälern ist demnach auch
verfassungsrechtlich garantiertes, und
geltendes österreichisches Recht für die
slowenische Minderheit in Kärnten.

Wirft man einen Blick auf den in Kärn-
ten gepflegten Hegemonialdiskurs über
Partisanendenkmäler, so ergibt sich ein
nüchterner Befund, der mit der Absicht-

Die geschichtskulturellen Verar-
beitungsformen Kärntens zum
Nationalsozialismus stehen im

österreichischen Vergleich zweifelsohne
unter besonderen Vorzeichen. Darauf
verweisen nicht zuletzt prominente
Stimmen des In- und Auslandes, die seit
langem argwöhnen, dass im Kärntner
Umfeld „in krasser Form Verdrängung
und Verfälschung der Geschichte prä-
sent sind.“1 Das ausgerufene Jubiläums-
jahr 2005 bietet daher auch einen geeig-
neten Anlass, sich mit Fragestellungen
zu antifaschistischen Gedächtnisbildun-
gen und Erinnerungszeichen in diesem
Land zu beschäftigen. Tatsächlich ma-
chen in Kärnten den größten Teil an an-
tifaschistischen Erinnerungszeichen Par-
tisanendenkmäler aus – sie sind daher
auch das zentrale Thema dieses Refe-
rats, wohingegen die (wenigen) anderen
Orte antifaschistischer Gedächtnistradi-
tionen, etwa das Mahnmal am Annbich-
ler Friedhof in Klagenfurt oder das
„Denkmal der Namen“ in Villach auf-
grund des knappen zeitlichen Rahmens
hier unberücksichtigt bleiben.

In den Kulturwissenschaften ist die Be-
schäftigung mit Denkmälern in einen
Forschungskontext eingeordnet, der u.a.
unter dem Schlagwort Erinnerungskultur
subsumierbar ist und sich in den letzten
20 Jahren als sehr interdisziplinäres und
mittlerweile äußerst komplexes For-
schungsfeld etabliert hat. Dabei hat sich
vor allem eine Erkenntnis als wesentliche
Prämisse durchgesetzt, nämlich dass die
Art und Weise der Auseinandersetzung
mit dem Holocaust zu einem Gradmesser
für die zivilisatorische, psycho-soziale
und demokratiepolitische Verfasstheit ei-
ner Gesellschaft zu sehen ist. „Kultur“,
so formulierte es Gerd Theissen, sei letzt-
lich daran zu messen, „wie sie mit dem
Gedächtnis der politischen und morali-
schen Katastrophen in der ersten Hälfte“
des 20. Jahrhunderts umgeht.2

Zu den wesentlichsten Voraussetzun-
gen für die Existenz von Partisanendenk-
mälern gehört zunächst, dass Kärnten
das einzige Gebiet der ehemaligen Ost-
mark darstellt, wo es einen bewaffneten
Widerstand im Rahmen eines militäri-
schen Organisationsnetzes, der sloweni-
schen Befreiungsfront (Osvobodilna
fronta, OF), gab. Die zweite Besonder-

Kampf uum ddie EErinnerung
Partisanendenkmäler uund aantifaschistisches GGedächtnis iin KKärnten

LISA RETTL
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serklärung des Provisorischen Kärntner
Landesausschusses wenig gemein hatte,
nämlich als er im Juni 1945 seine aus-
drückliche Anerkennung und Bewunde-
rung für den „heldenhaften Freiheits-
kampf“ aussprach.8

Sehr bald schon, nämlich noch lange
vor Unterzeichnung des Staatsvertrages,
haben sich in den großen Kärntner Ta-
geszeitungen, die ja auch als Parteizei-
tungen zu begreifen waren, jene hege-
monialen Diskursfragmente herausge-
bildet, die bis heute die Diskussionen
um Partisanendenkmäler, ebenso wie
den offiziellen Geschichtsdiskurs in
Kärnten, bestimmen. 

Im Wesentlichen lassen sich, summa-
risch zusammengefasst, folgende Dis-
kursfragmente im Kontext mit Partisa-
nendenkmälern nennen:

– Kärnten werde aus politischem Kal-
kül von einem dichten Netz an Partisa-
nendenkmälern- und Gräbern durchzo-
gen, mit denen insgesamt ein Ziel ver-
folgt würde: nämlich Kärnten optisch zu
„slowenisieren“. Damals wie heute wur-
den und werden die Denkmäler daher als
Ausdruck einer nicht enden wollenden
großjugoslawischen Begehrlichkeit auf
Kärnten gewertet. Der Ursprung dieser
Vorstellung liegt in der Tatsache, dass
die kärntner-slowenischen PartisanIn-
nen, nicht zuletzt aufgrund ihrer negati-
ven Erfahrungen aus der Ersten Republik
bzw. aus dem Nationalsozialismus die
jugoslawischen Gebietsansprüche auf ei-
nige Teile Kärntens zunächst unterstützt
hatten, eine politische Haltung, die ihnen
für die späteren Jahrzehnte die Konnota-
tion von „Heimat(land)verrätern“ be-
scherte, obwohl diese Haltung, seit 1949
mit Lösung der Grenzfrage zugunsten
Österreichs und spätestens ab 1955 mit
Anerkennung und Ratifizierung des
österreichischen Staatsvertrages voll-
ständig aufgegeben wurde.

– Mit diesen Diskursen wiederum ist
die Interpretation verbunden, dass Parti-
sanendenkmäler als Ausdruck einer ar-
roganten und privilegierten Minderheit
zu werten sei, mit denen gleichzeitig
„Partisanenverbrechen“ verherrlicht
würden und somit eine laufende Provo-
kation für die „deutschkärntner“ Bevöl-
kerung darstellen würden.9

Dieser diskursive Hintergrund zu Par-
tisanendenkmälern blieb annähernd 60
Jahre unverändert und adaptierte sich in
sprachlicher Hinsicht lediglich formal
an die Regeln der Demokratie. In die-
sem Sinne ist, ausgehend von diesen
Narrativen, zu fragen, wie das dichte
Netz an Partisanendenkmälern heute

tatsächlich aussieht, wo diese Denk-
mäler errichtet werden konnten und
woran tatsächlich erinnert wird. 

Ganz pragmatisch ist zunächst festzu-
stellen, dass der Partisanenverband heu-
te an insgesamt 53 (Aufstellungs)Orten
Kärntens verschiedenartige Erinne-
rungszeichen betreut. 

Von diesen 53 Orten sind 44 Aufstel-
lungsorte einer Denkmalskategorie zuzu-
ordnen, die auf Friedhöfen errichtet wur-
den und die eher den Charakter von
Grabdenkmälern oder Ehrengräbern tra-
gen. Ihre öffentliche Bedeutung im Zu-
sammenhang mit der Entfaltung politi-
scher Sinnstiftung ist also relativ gering,
nachdem politische Aussagen auf Grab-
denkmälern im Gesamteindruck des
Friedhofs immer hinter ein allgemein ge-
haltenes Totengedächtnis zurück treten.
Dementsprechend hat sich hier bei den
Gräbern – bis auf zwei Ausnahmen –
auch kein ritualisiertes bzw. politisches
inszeniertes Gedächtnis herausgebildet.

Dieser großen Anzahl an Grabdenk-
mälern stehen insgesamt nur neun Auf-
stellungsorte von Denkmälern gegenü-
ber, die nicht auf friedhofszugehörigen
Raum zur Aufstellung gelangen konn-
ten. Dies sind denn auch jene Gedenkor-
te, wo sich für die Kärntner SlowenIn-
nen unter Beteiligung einer überschau-
baren, kleineren Gruppe an deutschspra-
chigen AntifaschistInnen regelmäßige
Gedenktraditionen herausgebildet ha-
ben, mit inszenierten Gedenkfeiern und
Gedenkwanderungen. 

An der deutschsprachigen Bevölke-
rungsmehrheit zieht dieses Gedenken
meist unbemerkt vorüber, die deutspra-
chige Kärntner Presse berichtet darüber
kaum – auch dies ein Indiz für die Mar-
ginalisierung der Minderheit, deren Ge-
denkfeiern den Medien der Mehrheit
kaum informationsrelevant erscheint. Ei-
ne Aufnahme in die Berichterstattung
findet sich tendenziell vor allem dann,
wenn etwa der Kärntner Heimatdienst
das Thema unter dem Motto „steinzeit-
kommunistische Veranstaltungen“10 auf-
greift, um sich vor versammelter Kärnt-
ner Politprominenz (und deren Applaus)
für die ‚Abschaffung des Partisanenge-
denkens‘ einzusetzen.

Ohne jetzt näher auf die einzelnen Er-
innerungszeichen und Gedächtnisinhal-
te- sowie Orte einzugehen, kann zu den
Erinnerungsinhalten allgemein gesagt
werden, dass ein Drittel der oben er-
wähnten neun Gedächtnisorte explizit
zivilen Opfern gewidmet ist, die ganz
direkt unterschiedlichen Organen und
Einheiten des NS-Regimes zum Opfer

fielen. Zu nennen ist hier etwa der Ge-
denkstein zur Erinnerung an die ermor-
dete Hojnikfamilie (in Leppen/Lepena),
die Gedenktafel am Peršmanhof zur Er-
innerung an die vom SS- und Polizeire-
giment 13 ermordete Sadovnikfamilie,
der Gedenkstein beim Karlut in Diex,
der an die Ermordung eines Mannes und
einer Frau erinnert, die verdächtigt wur-
den, mit den Partisanen kooperiert zu
haben. Dem Opfergedächtnis zuorden-
bar ist partiell auch die Erinnerungsstät-
te am Kömmel/Komelj, die einen To-
desort markiert, an dem eine Partisa-
neneinheit auf besonders grausame
Weise zu Tode gebracht wurde.

Ebenfalls partiell gehört zum Opferge-
dächtnis noch eine weitere Gedenktafel
in Lobnig/Lobnik, wo beim Geburtshaus
an Jurij Pasterk erinnert wird, einem Wi-
derstandskämpfer, der nach einem
Volksgerichtshofsurteil am 29. April
1943 gemeinsam mit zwölf weiteren
AntifaschistInnen aus dem Eisenkappler
Raum enthauptet wurde. Er teilt sich
diese Gedenktafel mit seinem Bruder
Franc Pasterk, der als Partisanen-Kom-
mandant bei einem Angriff auf Meica
schwer verletzt wurde und an den Fol-
gen verstarb. Hier kommt also eine Ka-
tegorie des klassischen Gefallenenge-
dächtnisses dazu (dies gilt auch für drei
weniger zentrale Erinnerungszeichen,
nämlich die Gedenktafel auf der Ros-
salm, das Denkmal am Rabenberg und
die Gedenktafel in Hintergupf). 

Nach der Inschriftensemantik zeigt
sich vor allem, dass vor und mit Partisa-
nendenkmälern keineswegs ausschließ-
lich des Widerstandes bzw. einer „Ver-
herrlichung des Partisanenkampfes“,
wie es in Kärnten heißt, gedacht wird,
sondern dass dieses antifaschistische
Widerstandsgedächtnis per se immer
auch ein Opfergedächtnis ist, in dem die
Erinnerung an Verfolgung und Deporta-
tion aufgehoben ist. 

Von diesen neun Gedächtnisorten gibt
es tatsächlich nur einen, der inhaltlich
nicht in direktem Kontext zum Totenge-
dächtnis steht, nämlich das Denkmal in
Robesch/Robee, das expressis verbis an
das erste erfolgreiche Partisanengefecht
in Kärnten erinnert, von aus sich im Ge-
schichtsnarrativ der Kärntner SlowenIn-
nen die Widerstandsbewegung in Kärn-
ten auch ausgebreitet hat. Als einzigem
Partisanendenkmal liegt hier also ein hi-
storisches Ereignis zugrunde, das auf
Seiten der PartisanInnen nicht nur Opfer
forderte, sondern für die Partisanen er-
folgreich ausging und zwar in einer Si-
tuation, die zunächst alles andere als Er-
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folg versprechend schien.11

Dieses Denkmal wurde vom
Partisanenverband bezeichnen-
derweise in einem Moment der
absoluten politischen Hoff-
nungslosigkeit enthüllt, ein
Moment, indem Mut und Zu-
sammenhalt seitens der Kärnt-
ner SlowenInnen wieder be-
sonders gefragt waren, nämlich
am 2. September 1973, als
Kärnten schon längst durch die
Ereignisse des sogenannten
Ortstafelsturmes erschüttert
war. Dieses Denkmal wies
auch die kürzeste Bestandsdau-
er auf, es wurde bereits nach
zwei Wochen gesprengt
(16. September 1973), erst vier
Jahre später, 1976, ließ sich die
Wiedererrichtung realisieren.

Eine Sonderform in anderer
Hinsicht ist das Denkmal, das
seit 1983 am Peršmanhof steht
und das in einen bereits seit
1965 bestehenden Gedenkort
(Gedenktafel in Erinnerung an
die hier ermordeten Angehöri-
gen der Sadovnikfamilie) inte-
griert wurde.

Auch hier handelt es sich um
ein wiedererrichtetes Denk-
mal, nämlich um das erste Par-
tisanendenkmal in Kärnten überhaupt,
das 1947 am St. Ruprechter Friedhof an
einem Massengrab für 83 Widerstands-
kämpferInnen zur Aufstellung kam. Es
ist zweifelsohne auch jenes, das die
größte mediale Aufmerksamkeit, auch
auf gesamtösterreichischer Ebene, er-
reichte, zumal es nicht nur den Partisa-
nInnen, sondern auch den Opfern der
Alliierten gewidmet war. Am 10. Sep-
tember 1953, schon ganz im Sog um die
Konflikte rund um das zweisprachige
Schulwesen, wurde das Denkmal von
deutschgesinnten Einheimischen ge-
sprengt und eine originalgetreue Wie-
dererrichtung ließ sich die nächsten
dreißig Jahre nicht durchsetzen. Zu
Recht wurde von den politischen Vertre-
tungsorganen der Kärntner SlowenInnen
die Verletzung des Artikels 19 seitens
der Republik kritisiert. Als der Verband
der Kärntner Partisanen das Denkmal zu
Beginn der 1980er Jahre in Eigenregie
und ohne staatliche Beteiligung wieder
aufstellen ließ – die aufbewahrten Ein-
zelteile des gesprengten Denkmales
wurden zusammengeschweißt – hatte
das Denkmal seinen ursprünglichen Er-
innerungsinhalt bereits verloren. Nicht
mehr ‚Glanz und Glorie des Wider-

standskampfes‘ wird damit verknüpft,
sondern vielmehr ist das Denkmal selbst
zum Gegenstand der Erinnerung gewor-
den. Entgegen den martialischen sieg-
verkündenden Figuren, die zum Zeit-
punkt der Ersterrichtung auch noch mit
dem Wunsch an einen Anschluss an Ju-
goslawien verbunden waren, erinnert
das Denkmal heute eher an eine leidvol-
le Minderheitengeschichte nach 1945,
die sich in besonderem Ausmaß und aus
ganz unterschiedlichen Gründen in die-
sem Denkmal verdichtet.12 

Ein wesentliches, gemeinsames Merk-
mal der genannten Gedenkorte ist die
Lage der jeweiligen Aufstellungsorte –
festzustellen ist, dass Partisanendenk-
mäler bzw. Gedenktafeln nur in der Ab-
geschiedenheit der Kärntner Berge und
Wälder installiert werden konnten, und
damit nur beschränkten Öffentlichkeit-
scharakter im Sinne der Betrachterfre-
quenz aufweisen. Die Erinnerung an Wi-
derstand und Verfolgung bleibt im öf-
fentlichen Raum Kärntens also bis heute
eine verborgene und unter der Wahrneh-
mungsgrenze angesiedelte Geschichte,
zumal festzustellen ist, dass alle Erinne-
rungszeichen auf Privatgrund, und nicht
auf Grundstücken der öffentlichen Hand

situiert sind. Dies bedeutet,
dass entgegen dem Hegemoni-
aldiskurs, der für Kärnten von
einem dichten Netz an Partisa-
nendenkmälern ausgeht, in rea-
litas der Minderheit, aber auch
generell dem antifaschisti-
schen Gedächtnis, kaum öf-
fentlicher Raum zur Pflege der
Erinnerung zu kommt. 

Nichts desto weniger ist zu
bemerken, dass trotz dieser
örtlichen Randpositionen, die
Partisanendenkmäler in Kärn-
ten einnehmen, bzw. trotz ih-
rer Situierung auf Friedhöfen,
der Zerstörungsgrad beträcht-
lich ist.

Drei Partisanendenkmäler
wurden gesprengt, und zwar
jenes am St. Ruprechter Fried-
hof bei Völkermarkt (1953),
jenes in Robesch (1973) und
jenes am Kömmel (1976). Ein
Spezifikum der Völkermarkter
Sprengung ist, dass sie bereits
Monate vorher angekündigt
worden war und dass sich die
lokale deutschsprechende Be-
völkerungsmehrheit mit dem
Anschlag stark identifizierte.
Dies geht aus zahlreichen
Quellen aus dem Umfeld der

ermittelnden Sicherheitsbehörden her-
vor, wobei etwa in der Gendarmeriechro-
nik in Bezug auf die Ermittlung der Täter
vermerkt wurde, „daß die Ausforschung
[…] auf größten Widerstand stießen
[sic]. Ja [,] es wurde offen ausgespro-
chen, daß der Täter nie gefunden werden
möge. Den erhebenden Beamten wurde
mehrmals gesagt, sie sollten sich nicht
bemühen [,] es sei ja recht, dass das
Denkmal endlich weg sei.“13

Im Falle dieses Denkmals entschied
sich die Bundesregierung nicht für eine
Wiedererrichtung, sondern für eine
Neugestaltung, die nach zähen Ver-
handlungen 1962 in Form einer Grab-
schale aufgestellt wurde – argumentiert
wurde dieser Beschluss mit Rücksicht
auf die deutschnationalen Kräfte Kärn-
tens, die mit dem Denkmal nicht weiter
provoziert werden sollten. Dennoch:
Trotz dieser entpolitisierten Variante
kam es aber erneut 1968 zu Übergriffen
auf das Massengrab mit dem nunmehr
unauffälligen Grabdenkmal.14

Generell ist festzustellen, dass die Zer-
störungen und Übergriffe auf Denkmäler
wie auch auf Gräber zu jedem Zeitpunkt
in der Kärntner Nachkriegsgeschichte zu
beobachten sind, bis heute – wenngleich

Partisanendenkmal in Robesch/Robee, Foto: Rettl (2003)
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sich die Übergriffe vor allem dann häu-
fen, wenn auch andere Minderheiten-
rechte abgewehrt oder torpediert werden
sollten, bei der Sprengung von 1953 et-
wa die Frage nach dem 1945 eingerichte-
ten zweisprachigen Schulwesen, in den
Jahren 1972/73 die zweisprachige Orts-
tafeln und 1976 die Verhandlungen um
das Volksgruppengesetz. Insbesonders
im Zuge des so genannten Ortstafelstur-
mes bei seinem Ausbruch im Herbst
1972 kam es – parallel zur Demontage
zweisprachiger Ortstafeln und Übergrif-
fen auf Minderheitsangehörige – zu einer
massiven Zunahme an Partisanengrab-
schändungen. Tatsächlich kann heute die
genaue Zahl an Übergriffen an Grab-
denkmälern und Denkmälern nicht mehr
eruiert werden, vor allem deswegen, weil
es so viele gab, dass die kleineren Über-
griffe nicht einmal angezeigt oder medial
darüber berichtet wurde. 

Abschließend lässt sich zusammenfas-
sen, dass in Kärnten das antifaschistische
Gedächtnis in besonderer Art und Weise
latenten und manifesten Gewaltaus-
brüchen ausgesetzt ist, die gleichsam zur
Struktur einen allgemeinen Repressions-
politik gegenüber der Minderheit gehört.
Gleichzeitig wird dabei deutlich, wie
hoch der Stellenwert von Denkmälern
nach wie vor für die alltägliche politi-
sche Auseinandersetzung sein kann und
welche zentrale Position Geschichtsnar-
rative und ihre symbolhaften Erinne-
rungszeichen für die Gestaltung von Ge-
genwart und Zukunft einnehmen. 

Anmerkungen:
1/ Peter Leuprecht (Vizegeneralsekretär des
Europarates in Strasbourg) in seiner Geden-
krede am 8. Mai 1995 im Rahmen einer Ge-
denkveranstaltung beim ehemaligen Mauthau-
sen Außenlager Loiblpass Nord. Zit. nach Pe-
ter Gstettner, Die Vergangenheit liegt noch vor
uns. Fünf Jahre Gedenken am Loibl, in: Karl
Anderwald / Peter Karpf / Hellwig Valentin
(Hg.), Kärntner Jahrbuch für Politik, Klagenfurt
1999, S. 22. 
2/ Gerd Theissen, Tradition und Entscheidung.
Der Beitrag des biblischen Glaubens zum kultu-
rellen Gedächtnis, in: Jan Assmann / Tonio Höl-
scher (Hrsg.), Kultur und Gedächtnis, Frankfurt
1998, S. 190.
3/ Avguštin Malle, Die Nachkriegszeit. Erinnerung
an Vertreibung und Widerstand, in: Die Deportati-
on slowenischer Familien aus Kärnten 1942. Ein
Beitrag zur Geschichte der Kärntner Slowenen im
20. Jahrhundert mit ausgewählter Thematik an-
lässlich der gleichnamigen Ausstellung im 60. Ge-
denkjahr, hg. v. der Österreichischen Liga für
Menschenrechte, Wien 2003, S. 99.
4/ Der vollständige und korrekte Vereinsname
lautet heute: Verband der Kärntner Partisanen
und Freunde des antifaschistischen Widerstan-
des/Zveza koroških partizanov in prijateljev pro-
tifašisticnega odpora.
5/ Karel Prušnik, Rede anlässlich der Denkmal-
senthüllung am St. Ruprechter Friedhof am
26.10.1947, zit. in deutscher Übersetzung nach
Slovenski Vestnik, 31.10.1947, S. 1.
6/ Zu Aspekten der Entstehungsgeschichte des
Artikels 19 vgl. Lisa Rettl, 60 Jahre Minderhei-
tenpolitik in Kärnten/Koroška. Ein Streifzug, in:
Dies./ Werner Koroschitz (Hg.), „heiß umfehdet,

wild umstritten…“ Geschichtsmythen in Rot-
Weiß-Rot, Villach-Klagenfurt 2005, S. 127.
7/ Volltext des Art. 19 / Abs. 1: „Österreich ver-
pflichtet sich, die auf österreichischem Gebiet
befindlichen Gräber von Soldaten, Kriegsgefan-
genen und zwangsweise nach Österreich ge-
brachten Staatsangehörigen der Alliierten
Mächte und jener der anderen Vereinigten Na-
tionen, die sich mit Deutschland im Kriegszu-
stand befanden, zu achten, zu schützen und zu
erhalten; desgleichen die Gedenksteine und
Embleme dieser Gräber sowie Denkmäler, die
dem militärischen Ruhm der Armeen gewidmet
sind, die auf österreichischem Staatsgebiet ge-
gen Hitler-Deutschland gekämpft haben.“ Zit.
nach Gerald Stourzh, Geschichte des Staatsver-
trages 1945–1955. Österreichs Weg zur Neutra-
lität, Graz-Wien-Köln 1985 (3. Aufl.), S. 261. 
8/ Vgl. Kärnten – ein Problem? Hg. v. der Kärnt-
ner Landesregierung, Wien 1945, S. 29.
9/ Ausführlicher dazu vgl. Lisa Rettl, PartisanIn-
nendenkmäler. Antifaschistische Erinnerungs-
kultur in Kärnten (=Der Nationalsozialismus und
seine Folgen, Bd. 3, hg. v. Florian Freund / Ber-
trand Perz / Karl Stuhlpfarrer), Innsbruck-Wien-
Bozen 2005. 
10/ Vgl. dazu exemplarisch die KHD-Berichter-
stattung zum „Tag der Kärntner Einheit“ in: Der
Kärntner, Mitteilungsblatt des KHD, August
2003, S. 6. 
11/ Vgl. dazu Aussage von Franc Poglajen, in:
Marjan Sturm, Padlim za Svobodo/Den Gefalle-
nen für die Freiheit. Pomniki protifašisticnega
boja na Koroškem / Gedenkstätten des antifa-
schistischen Kampfes in Kärnten, Celovec-
Trst/Klagenfurt/Triest 1987, S. 139f.
12/ Dies hängt einerseits mit den zentralen Eck-
daten des Denkmals zusammen, die in spezifi-
scher Weise an allgemeine minderheitenpoliti-
schen Entwicklungen anknüpfen, andererseits
ist das Denkmal auch mit zahlreichen biographi-
schen Momenten verknüpft. Dazu zählt vor al-
lem die Verhaftung und Verurteilung von Karel
Prušnik durch ein britisches Militärgericht zu ei-
nem Jahr Haft in Karlau anlässlich seiner Briten-
kritischen Enthüllungsrede. Dieses Urteil wurde
bereits als neuerliche Opferwerdung der Kärnt-
ner SlowenInnen wahrgenommen, ebenso wie
die Denkmalsprengung eine zentrale Diskrimi-
nierungserfahrung darstellte.
13/ Gendarmeriechronik Völkermarkt, Eintrag
zum 10.09.1953.
14/ Ausführlicher zur Sprengung und den
Bemühungen um die Wiedererrichtung vgl. Li-
sa Rettl, PartisanInnendenkmäler. Antifaschi-
stische Erinnerungskultur in Kärnten, insbe-
sondere Kapitel 11.
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Eine kritische Bilanz des Gedenkjahres
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Das gesprengte Robescher Partisanendenkmal, 1972
Foto: Verband der Kärntner Partisanen
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In der Entwicklung Spaniens nach dem
Ersten Weltkrieg lassen sich drei große
Etappen unterscheiden:
1) Die revolutionäre Nachkriegskrise
zwischen 1918 und 1923.
2) Die Ära der Diktatur des Generals Pri-
mo de Rivera in den Jahren 1923 bis 1930.
3) Die Zeit des Sturzes der Monarchie
und der Errichtung der Zweiten Republik
in den Jahren 1930 bis 1936.

Spanien war im Ersten Weltkrieg neu-
tral geblieben. Gruppen der herrschenden
Klassen sympathisierten mit Deutschland
und gewährten ihm insgeheim Flotten-
stützpunkte. Durch Erz- und Lebensmit-
tellieferungen an beide kriegführenden
Mächtegruppierungen kam es zu einer
zeitweiligen Konjunktur der spanischen
Wirtschaft, die aber 1917 abrupt abbrach.
Durch die wirtschaftlichen und sozialen
Folgen des nachlassenden Kriegsbooms
und unter dem Einfluss der russischen
Revolution nahm 1918/19 die Arbeiter-
und Bauernbewegung einen großen Auf-
schwung, der in Verbindung mit den Au-
tonomiebestrebungen der nationalen
Minderheiten (4 Millionen Katalanen,
800.000 Basken) in bewaffneten Erhe-
bungen gipfelte. 1920 gründeten Mitglie-
der des Sozialistischen Jugendverbandes
die Kommunistische Partei. Die revolu-
tionäre Volksbewegung schwoll im Zu-
sammenhang mit der erfolglosen Kolo-
nialexpansion in Nordafrika (Niederlagen
gegen die Republik der Rifkabylen unter
Abd al-Krim 1921) weiter an.

Angesichts der wachsenden Bewegung
der Arbeiter und Bauern (bei weiterhin
stark anarchistischem Einfluss, beson-
ders in Katalonien), der zunehmenden
Stärke republikanischer Strömungen und
des Zerfalls der alten politischen Partei-
en reichten die parlamentarischen Mittel
nicht mehr aus, um den Bestand des
monarchischen Regimes zu garantieren.
Im Einverständnis mit König Alfons
XIII. errichtete General Primo de Rivera
am 13. September 1923 eine Militärdik-
tatur. Aber weder durch innenpolitische
Repression (Verbot aller Parteien, Erfas-
sung der Arbeiter in „Korporationen“,
staatlich gelenkten Zwangsgewerkschaf-
ten) noch durch forcierte Kolonialaben-
teuer (1925/26 spanisch-französische Of-
fensive gegen die Rifrepublik Abd al-
Krims) konnte sich die Diktatur endgültig

Der spanische Bürgerkrieg, dessen
Ausbruch sich heuer zum sieb-
zigsten Mal jährt, war ein Ereig-

nis von internationaler Bedeutung, ein
entscheidendes Glied in der Kette der
großen Auseinandersetzung zwischen
Demokratie und Faschismus im Vorfeld
des Zweiten Weltkrieges. Neben der
österreichischen war die spanische Ar-
beiterbewegung die einzige in Europa,
die der Machtübernahme durch Faschi-
sten mit der Waffe in der Hand Einhalt
zu gebieten suchte. Alle wesentlichen
Fragen des antifaschistischen Kampfes,
der Einheitsfront und Volksfront zur Er-
haltung und zum Ausbau der demokrati-
schen Errungenschaften kamen im spa-
nischen Bürgerkrieg in geradezu klassi-
scher Weise zum Ausdruck. Gleichzei-
tig hatte der national-revolutionäre
Krieg des spanischen Volkes Besonder-
heiten, die in seiner Geschichte, seiner
sozialen und politischen Entwicklung
im 19. und in den ersten Jahrzehnten
des 20. Jahrhunderts wurzeln. 

BBeessoonnddeerrhheeiitteenn
Welche Besonderheiten waren das?
1) Der verzögerte, regional sehr un-

gleichmäßige und ungleichzeitig verlau-
fene Industrialisierungsprozess im
Land, was zur Folge hatte, dass sich ei-
ne Arbeiterklasse erst relativ spät her-
ausbildete und diese Arbeiterklasse in
vieler Hinsicht inhomogen war.

2) Die sich hartnäckig behauptenden
feudalen, vorindustriellen Strukturen im
Agrarbereich. In Spanien hatte eine Zer-
schlagung des Feudalsystems, eine Bau-
ernbefreiung und Bodenreform, wie sie
in den meisten europäischen Ländern
im Verlauf der bürgerlichen Revolution
durchgesetzt werden konnte, nicht statt-
gefunden. Die überwiegende Mehrheit
des spanischen Volkes lebte auf dem
Lande unter oligarchischen und äußerst
rückständigen Bedingungen. In Nord-
und Mittelspanien dominierten Klein-
und Kleinstbauern, in Südspanien die
Lohnarbeit von Landarbeitern auf den
Latifundien des Großgrundbesitzes.
Noch im Jahr 1931 waren zwei Millio-
nen Landarbeiter ohne Bodenbesitz,
während 50.000 Großgrundbesitzer
über die Hälfte des Bodens Spaniens
verfügten. Der durchschnittliche Hekta-
rertrag in der Landwirtschaft war der
niedrigste in ganz Europa.

3) Die verspätete Industrialisierung und
die Dominanz einer vorkapitalistischen
Agrarwirtschaft bewirkten, dass in Spani-
en die einfache Warenproduktion vor-
herrschte. Das war eine der Ursachen
dafür, dass der Anarchismus in Spanien
eine beträchtliche Anhängerschaft besaß,
auch unter der Arbeiterschaft. Als überall
schon der Anarchismus nach dem Ersten
Weltkrieg seine einstige Bedeutung ver-
loren hatte – in Italien, in Frankreich und
in der Schweiz – blieb er in Spanien
stark. Dieser Faktor sollte im Bürgerkrieg
eine nicht unwesentliche Rolle spielen.

4) Der ausgeprägte Zentralismus des
spanischen Staatsapparats, dessen Struk-
turen noch aus der Zeit Spaniens als
Weltmacht im 16. Jahrhundert stamm-
ten. Er stand in permanentem Gegensatz
zu den Autonomiebestrebungen der Bas-
ken1, Katalanen2 und Galicier.3 Das hatte
vor 1936 und während des Bürgerkrieges
auf die inneren Auseinandersetzungen
große Auswirkungen.

5) Die überaus starke Position der ka-
tholischen Kirche und ihrer Hierarchie,
die Symbiose zwischen Kirche und Staat,
das Ausbleiben einer verfassungsrecht-
lich verankerten Trennung von Kirche
und Staat. Der Klerus bildete mit der Ari-
stokratie und dem Großgrundbesitz ein
Bollwerk gegen jegliche, auch noch so
zaghafte Versuche liberal-demokrati-
scher Reformen. Die starre reaktionäre
Einstellung der spanischen Kirche, die
sich einer vom spanischen Volk unver-
gessenen Tradition wie der Inquisition
„rühmen“ konnte, rief bei einigen Teilen
der Bevölkerung eine scharf und radikal
ausgeprägte antiklerikale Haltung hervor.

6) Der ungewöhnlich große Einfluss
des Militärs auf die spanische Innenpoli-
tik. Die Armee und die Generalität hat-
ten, eben durch die zurückgebliebene
wirtschaftliche und soziale Entwicklung,
ein besonderes politisches Gewicht der-
art, dass sich die zivile gegenüber der
militärischen Gewalt nicht oder nur sehr
mühsam Geltung verschaffen konnte.
Schon im 19. Jahrhundert waren die Of-
fizierskasinos Zentren politischer Ent-
scheidungen, Ausgangspunkte von Ver-
schwörungen und Staatsstreichen. 

Die Geschichte Spaniens im Jahrhundert
vor dem Bürgerkrieg war also im Wesent-
lichen die Geschichte eines ständigen
Kampfes zwischen Reaktion und Fort-
schritt, zwischen Diktatur und Demokratie.
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kaner der CEDA; den Rest bildeten
Gruppen wie die katalanische Linke und
die anarcho-syndikalistische UGT. Die
Kommunisten zogen mit 16 Abgeordne-
ten in das Parlament ein.

Die neue Volksfrontregierung garan-
tierte auf der Grundlage der Verfassung
von 1931 die Wiederherstellung der Au-
tonomie Kataloniens und begann mit der

Verwirklichung bürgerlich-demokrati-
scher Reformen (Amnestie der politi-
schen Gefangenen, Trennung von Kirche
und Staat nebst weiteren antiklerikalen
Gesetzen, Landverteilung an 100.000
Bauern, Sozialgesetzgebung, Bildungsre-
form, Frauenwahlrecht), ohne jedoch die
sozialen und politischen Stützen des alten
Regimes konsequent zu bekämpfen.

Aber schon das genügte den Genera-
len, Großgrundbesitzern, der Finanzolig-
archie und dem höheren Klerus, einen
Feldzug gegen die spanische Demokratie
zu eröffnen mit dem Ziel, die Volksfront
zu zerschlagen. Dabei fanden sie interna-
tionale Hilfe, verdeckt seitens des briti-
schen, französischen, amerikanischen,
belgischen und Schweizer Finanzkapi-
tals, offen durch die faschistischen
Mächte Deutschland und Italien. Bereits
am 12. März 1936 wurde in Berlin von
Hitler und Göring dem spanischen Gene-
ral José Sanjurjo volle Unterstützung bei
der Verschwörung gegen die Volksfront-
regierung zugesagt und von Stunde an
verwirklicht. An Stelle des bei einem
Flugzeugabsturz ums Leben gekomme-
nen Generals Sanjurjo wurden dann die
Generale Mola und Franco mit der Lei-
tung des Militärputsches beauftragt, der
am 17. Juli 1936 in Spanisch-Marokko
und am 18. Juli in Spanien begann und
sofort von Italien und Deutschland mit
Kriegsmaterial in großem Umfang unter-
stützt wurde. Dadurch kam es zur Auslö-
sung des national-revolutionären Krieges
des spanischen Volkes, der sich sowohl

stabilisieren. Eine demokratische Mas-
senbewegung in den Jahren der Weltwirt-
schaftskrise erzwang am 28. Jänner 1930
den Rücktritt Primo de Riveras.

Der Zusammenbruch der Militärdikta-
tur kündigte auch den Sturz der Monar-
chie an. Nach dem Sieg der Republikaner
bei den Munizipal(Gemeinde)wahlen am
12. April 1931 wurde am 14. April 1931
die Zweite Republik proklamiert,
und König Alfons XIII. floh am Tag
danach aus Spanien. Diese Ereignis-
se bildeten den Auftakt zu einer bür-
gerlich-demokratischen Revolution,
die vorerst aber nur begrenzte Refor-
men brachte (Teilautonomie für Ka-
talonien, bis 1933 Verteilung von
nur 74.000 Hektar Land) und vor
dem Widerstand der konservativen
Kräfte zurückwich. Die an der
Macht befindlichen bürgerlichen Re-
publikaner verloren dadurch rasch
die Basis im Volk. Die zeitweilige
Schwächung und Desorientierung
der republikanischen Kräfte ermög-
lichte am 19. November 1933 den
Wahlsieg der in der katholischen „Spani-
schen Konföderation der Autonomen
Rechten“ unter Führung von Gil Robles
organisierten monarchistischen Kräfte. 

Gegen die Politik der Regierung Ro-
bles, die die wenigen Errungenschaften
der Revolution zu beseitigen drohte, ent-
faltete sich erneut eine proletarische und
demokratische Massenbewegung. Zu de-
ren Höhepunkten zählten der große Soli-
daritätsstreik der spanischen ArbeiterIn-
nen für die Februarkämpfer in Österreich,
der Generalstreik vom 5. Oktober 1934,
die Ausrufung einer unabhängigen Repu-
blik Katalonien und der Aufstand der Ber-
garbeiter von Asturien. Alle diese Aktio-
nen wurden niedergeschlagen, meisten-
teils blutig wie in Asturien, wo es im Ok-
tober 1934 Tausende Tote gab und 30.000
Arbeiter verhaftet wurden. Hier hat sich
General Franco erstmals hervorgetan.

DDeerr SSiieegg ddeerr VVoollkkssffrroonntt
Das entscheidende Ereignis im Vorfeld

des Bürgerkrieges waren die Cortes(Par-
laments)wahlen vom 16. Februar 1936.
Sie endeten mit einem großen Sieg der
Volksfrontparteien (Sozialistische Partei,
Kommunistische Partei, bürgerliche
Linksrepublikaner, katalanische Linke).
Die neue Cortes setzte sich aus 277 Ab-
geordneten der Volksfront, 132 der
Rechten und 32 der Mitte zusammen.
Die stärkste Fraktion der Volksfrontpar-
teien stellten mit 90 Abgeordneten die
Sozialisten; ihnen folgten mit 86 Abge-
ordneten die bürgerlichen Linksrepubli-
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gegen die faschistisch-monarchistischen
Putschisten im Innern als auch gegen die
Intervention Mussolini-Italiens und Hit-
ler-Deutschlands richtete.

DDeerr BBeeggiinnnn ddeess BBüürrggeerrkkrriieeggss
In der Anfangsphase drohte den Put-

schisten die Niederlage. Die Revolten in
Madrid, Barcelona und vielen anderen

Städten wurden in kurzer Zeit nie-
dergeworfen. Innerhalb weniger
Tage befanden sich drei Viertel des
Landes fest in der Hand der Volks-
front. Franco gelang es lediglich, in
der Provinz Sevilla-Cadiz, in Alt-
Kastilien, Navarra sowie in Galici-
en und einem Teil Aragoniens Fuß
zu fassen. Mit enormen Kräften –
Mannschaften und Offizieren, Waf-
fen aller Art, Flugzeugen und
Kriegsschiffen – kamen Italien und
Deutschland Franco zu Hilfe. Am
27. Juli 1936 begannen deutsche
Flugzeuge mit dem Transport der
konterrevolutionären spanischen
Truppen (rund 15.000 Mann) und

des Kriegsmaterials (300 Tonnen) von
Marokko nach Spanien. Am Höhepunkt
der Intervention kämpften ca. 330.000
italienische und 16.000 deutsche Solda-
ten, ausgerüstet mit modernsten Waffen,
auf Seiten der spanischen Reaktion.

Der deutsche und der italienische Fa-
schismus waren politisch an der Zerschla-
gung der spanischen Volksfront interes-
siert, weil von ihr ein revolutionierender
Einfluss auf Europa auszugehend drohte.
Sie brauchten ein faschistisches Spanien
als zuverlässigen Verbündeten gegen die
Volksfront in Frankreich, die seit 1936
unter dem Sozialdemokraten Léon Blum
bestand. Die Intervention diente ferner
der Erprobung neu entwickelter Waffen,
der Ausbildung der Kader der deutschen
wie italienischen Streitkräfte und dem
Test neuer Formen der taktischen Krieg-
führung. Spanien wurde so zum Vorfeld
des Zweiten Weltkrieges.

Franco kamen in direkter und offener
Form aber nicht nur Deutschland und
Italien zu Hilfe. Indirekt wurde er auch
durch die so genannte „Nichteinmi-
schungspolitik“ Frankreichs, Großbritan-
niens und anderer Staaten unterstützt, die
Ausdruck der Sympathie des weltweiten
imperialistischen Großkapitals für ihn
und seine Ziele war.

„„NNiicchhtteeiinnmmiisscchhuunngg““
Nun ist Nichteinmischung in die inne-

ren Angelegenheiten eines Staates einer
der wichtigsten Grundpfeiler völker-
rechtlicher Prinzipien. Ein Beispiel aber,
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wie einer Intervention durch „Nichtein-
mischung“ Vorschub geleistet werden
kann, war die Politik der Westmächte im
Nichteinmischungsausschuss während
des spanischen Bürgerkrieges.

Am 9. September 1936 wurde ein in-
ternationales Nichteinmischungskomitee
mit Sitz in London gebildet, dem 27
Staaten angehörten, darunter Frankreich,
Großbritannien, die UdSSR und auch die
faschistischen Staaten Deutschland und
Italien. Aufgabe des Komitees sollte es
sein, dafür zu sorgen, dass sich keine
ausländische Macht in die Angelegen-
heiten Spaniens einmischt. Die Sowjet-
union war dem Komitee mit dem Motiv
beigetreten, die bereits umfangreiche In-
tervention Hitler-Deutschlands und Mus-
solini-Italiens vor der Weltöffentlichkeit
aufzudecken und zu sichern, dass durch
tatsächliche Neutralität aller Mächte der
rechtmäßigen Volksfrontregierung in
Spanien die Möglichkeit zum schnellen
und vollen Sieg über die Franco-Putschi-
sten gegeben wurde. 

Die Vertreter der Westmächte im Nich-
teinmischungskomitee, darunter auch die
in Frankreich seit 5. Juni 1936 amtieren-
de Volksfrontregierung unter Léon Blum,
verfolgten hingegen andere Ziele, die an
den Taten zu erkennen waren. Frankreich
und Großbritannien beschlagnahmten die
bei ihnen deponierten Goldbestände der
rechtmäßigen spanischen Regierung, ent-
zogen ihr die Möglichkeit, Waffen zu
kaufen und Kredite zu erhalten, verboten
jegliche Ausfuhr und Transitlieferungen
von Kriegsmaterial einschließlich Flug-
zeugen in die spanische Republik und
ebenso die Ausreise von Freiwilligen, die
sich in die internationalen Brigaden ein-
reihen wollten. Obwohl die USA formell
dem Nichteinmischungskomitee nicht an-
gehörten, betrieben sie mit ihrer so ge-
nannten Politik der Neutralität ebenso die
Abwürgung des republikanischen Spani-
en. Die USA versagten der Volksfrontre-
gierung Waffenkäufe und verboten
gleichfalls die Ausreise von Freiwilligen.
De facto entpuppte sich also die „Nich-
teinmischung“ der Westmächte als eine
Politik der Nichteinmischung in die Inter-
vention Deutschlands und Italiens in Spa-
nien; sie war eine der Erscheinungsfor-
men der „Appeasement“-Politik gegenü-
ber Hitler und Mussolini.

IInntteerrnnaattiioonnaallee HHiillffee
Als das offenkundig wurde, erklärte

die Regierung der UdSSR am 23. Okto-
ber 1936, dass sie sich nicht mehr an die
Vereinbarungen über die Nichteinmi-
schung gebunden fühle. Diese Entschei-

Einem Aufruf der Kommunistischen
Partei Spaniens vom 18. Dezember 1936
folgend, wurde von der republikanischen
Regierung die allgemeine Wehrpflicht
eingeführt und mit der Bildung einer re-
gulären Armee unter einem einheitlichen
Kommando begonnen. Im Februar 1937
brachte die neue spanische Volksarmee
die faschistische Offensive am Jara-
mafluss zum Stehen und versetzte danach
den Franco-Truppen und Interventen in
offensiven Kämpfen schwere Schläge.
Im März 1937 erlitt das italienische fa-
schistische Korps in der Schlacht von
Guadalajara eine schwere Niederlage. 

RRaaddiikkaallee MMaaßßnnaahhmmeenn
Die Erfolge an den Fronten waren in

erster Linie der Radikalisierung der bür-
gerlich-demokratischen Umwälzung un-
ter den Kabinetten Largo Caballero und
Negrin geschuldet. Auf dem Lande ent-
standen Agrargenossenschaften; der
Grund und Boden von Feinden der Re-
publik wurde enteignet; es kam zur
Schaffung einer staatlich gelenkten Indu-
strie und zur Arbeiterkontrolle in den
Betrieben; der Klerus wurde entmachtet;
die Lösung der nationalen Frage wurde
vorangetrieben (weitgehende Autonomie
für Katalonien und das Baskenland). Der

dung war für
die Verteidi-
gung der spani-
schen Republik
von großer Be-
deutung, stellte
doch die So-
wjetunion Spa-
nien einen Kre-
dit von 85 Mil-
lionen Rubel
zur Verfügung
und schickte
Schiffe mit Le-
bensmitteln,
Medikamenten,
Waffen, Flug-
zeugen und mi-
litärischen Be-
ratern. Insge-
samt kamen
2500 sowjeti-
sche Freiwillige
nach Spanien,
in der Hauptsa-
che Piloten,
Panzerbesatzun-
gen und Stabs-
offiziere. Ein
weiterer Staat,
der die verfas-
sungsmäßige
spanische Regierung offiziell unterstütz-
te, war Mexiko.

Am 6. November 1936 begannen die
Franco-Truppen eine Offensive gegen
Madrid. Die spanische Hauptstadt sollte
von vier Kolonnen und einer „Fünften
Kolonne“ – faschistischen Anhängern
und Saboteuren im republikanischen
Hinterland – und unterstützt durch Bom-
bardierungen der Zivilbevölkerung
blitzartig erobert werden. Aber Madrid,
dessen Stadtrand von den Angreifern be-
reits erreicht war, leistete erbitterten Wi-
derstand unter der Losung „No pasa-
ran!“ („Sie kommen nicht durch!“). Am
8. November 1936 zogen die ersten In-
terbrigadisten in Madrid ein und nah-
men, unterstützt von den aus der Sowjet-
union gelieferten Jagdflugzeugen, an der
erfolgreichen Verteidigung Madrids teil.
In der Folgezeit wuchsen die Freiwilli-
gen aus allen Teilen der Welt auf ca.
36.000 an, darunter 1390 aus Österreich,
Kommunisten, Sozialisten, ehemalige
kämpfende Schutzbündler und antifa-
schistisch Gesinnte, die sich unter oft
abenteuerlichen Umständen nach Spani-
en durchschlugen, um der Volksfrontre-
gierung beizustehen. Sie verkörperten
das, was man unter gelebtem Internatio-
nalismus zu verstehen hat.
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Übergang zu einer Revolution volksde-
mokratischen Typs setzte ein.

Hitler und Goebbels, wohl wissend,
was trotz aller Gegensätze zwischen ih-
nen und den Kapitalisten sonst wo auf
der Welt die gemeinsame Grundlage
bildete – nämlich der Antikommunis-
mus – schossen gegen die Maßnahmen
der spanischen Volksfrontregierung aus
vollen Rohren und stellten sie als Be-
drohung von Christentum, Konservati-
vismus, Nationalismus und abendländi-
scher Zivilisation durch den „gottlosen
Bolschewismus“ hin. Gegenüber den
„Beschwichtigungsmächten“ Großbri-
tannien und Frankreich strichen sie her-
vor, dass die Sowjetunion nun in Spani-
en daran gehe, jenseits ihrer Grenzen
Fuß zu fassen und nur ein nationalsozia-
listisches Deutschland imstande sei, als
Bastion Europas gegen die sowjetische
Aggressivität zu fungieren.

Trotz barbarischer Kriegführung mit
Bombenangriffen auf schutzlose Städte,
z.B. auf Guernica am 26. April 1937
durch Hitlers „Legion Condor“, konnte
der Kampfeswillen des spanischen
Volkes nicht gebrochen werden. Auch in
den folgenden großen Schlachten bei
Brunete (Juli 1937), in Aragon (Ende
August bis Anfang Dezember 1937) und
bei Teruel (Mitte Dezember 1937 bis
Anfang März 1938) erreichten Franco
und seine Verbündeten ihre Ziele nicht.

Die Lage der Republik verschlechterte
sich erst, als die Faschisten dank der ge-

waltigen Waffenüberlegen-
heit, die sie, begünstigt durch
die Nichteinmischungspoli-
tik der Westmächte, erlang-
ten, am 15. April 1938 ans
Mittelmeer vorstoßen konn-
ten und dadurch das Territo-
rium der Republik in einen
nördlichen (Katalonien) und
einen südlichen Abschnitt
(Provinzen Madrid, Valen-
cia, Alicante, Murcia, Alba-
cete) zerschnitten. 

Die letzte große Schlacht
begann im Juli 1938 am
Ebro. Innerhalb weniger Ta-
ge rang die Volksarmee den
Franco-Truppen 600 Qua-
dratkilometer Territorium
ab. In einer Gegenoffensive
von über zwei Monaten ge-
lang es den Faschisten dank
ihrer Waffenüberlegenheit
(15:1 bei schweren Geschüt-
zen, 10:1 bei leichten Ge-
schützen, 15:1 bei Bomben-
flugzeugen und 10:1 bei

Jagdflugzeugen), die verlorenen Posi-
tionen am Ebro wieder zu besetzen. 

EEnnddee uunndd AAuussbblliicckk
Damit neigte sich der spanische Bür-

gerkrieg seinem Ende zu. Im September
1938 wurden die internationalen Bri-
gaden von den Fronten zurückgezogen.
Die republikanische Regierung Negrin
folgte damit einem Beschluss des Völker-
bundes, der den Abzug aller ausländi-
schen Soldasten und Offiziere aus Spani-
en forderte – in der irrigen Hoffnung, dass
daraufhin auch die faschistischen Mächte
ihre Intervention einstellen würden. 

Am 26. Jänner 1939 fiel Barcelona, am
28. März 1939 marschierten Francos
Truppen in Madrid ein. Damit endete der
spanische Bürgerkrieg mit einem faschi-
stischen Sieg. Bereits am 27. Februar
1939 hatten Frankreich und Großbritan-
nien die diplomatischen Beziehungen zur
rechtmäßigen Regierung Spaniens abge-
brochen und die Regierung Franco aner-
kannt. Das Nichteinmischungskomitee in
London löste sich im Frühjahr 1939 auf.
Die Anerkennung Francos durch die
USA erfolgte am 1. April 1939.

Der Krieg in Spanien forderte 500.000
bis 600.000 Tote, darunter 300.000 bis
400.000 vom Franco-Regime zwischen
1936 und 1944 ermordete republikani-
sche Gegner. An die 1,5 Millionen Men-
schen wurden verhaftet und in Gefäng-
nisse geworfen. Spanien erlebte unter
Franco einen brutalen Terror wie nie zu-

vor in seiner Geschichte, nur vergleich-
bar mit der Zeit der Inquisition mit ihren
Autodafés. Es hinterblieb ein psychi-
sches Trauma in der spanischen Gesell-
schaft, das bis heute anhält und dessen
Symptome der Schriftsteller Erich Hackl
in einem jüngst veröffentlichten Artikel
eindringlich dargestellt hat.4

Franco-Spanien, das sich zwar am
Zweiten Weltkrieg nicht beteiligte, Hit-
lerdeutschland aber in anderer Weise
half (Stützpunkte für die deutschen U-
Boote, Entsendung der „Blauen Divisi-
on“ beim Feldzug gegen die Sowjetuni-
on), war neben Salazar-Portugal das ein-
zige faschistische Regime in Europa, das
das Jahr 1945 unbeschadet überstand.
Die heimliche Unterstützung, das es sei-
tens des westlichen Großkapitals seit je-
her gefunden hatte, setzte sich nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges offen fort,
diesmal unter US-amerikanischer Ägide.
Erst nach Francos Tod im November
1975 kam es in Spanien zu einer Rück-
kehr zur bürgerlichen Demokratie.

Der Kampf des spanischen Volkes in
den Jahren 1936 bis 1939 war nicht ver-
gebens, wie überhaupt der Kampf gegen
den Faschismus niemals vergebens sein
kann. Die internationale Arbeiterbewe-
gung und alle demokratischen Kräfte
lernten daraus, wie man sich besser für
den antifaschistischen Kampf rüsten
kann. Die Solidaritätsaktionen der Völ-
ker für die spanische Republik trugen da-
zu bei, die spätere Anti-Hitler-Koalition
vorzubereiten und damit den Weg zum
Sieg über den Faschismus im Zweiten
Weltkrieg zu ebnen.

Gering veränderter Auszug aus dem Lehr-
veranstaltungszyklus  „Geschichte Euro-
pas im Zeitalter der Weltkriege 1914 bis
1945“, den der Autor über mehrere Jahre
an der Universität Linz gehalten hat. 

Anmerkungen:
1/ Baskisch ist eine Sprache, die mit keiner an-
deren in Europa verwandt ist und nicht zur
Gruppe der indogermanischen Sprachen zählt.
Vermutlich sind die Basken Nachfahren der
iberischen Urbevölkerung.
2/ Die Sprache der Katalanen ist eine Misch-
form aus spanisch und einem französischen
Dialekt, dem Provencalischen. Sie wird in Kata-
lonien mit seiner Hauptstadt Barcelona und auf
den balearischen Inseln gesprochen. Kataloni-
en war und ist das am meisten industrialisierte
und wirtschaftsstärkste Gebiet Spaniens.
3/ Die Galicier in Nordwestspanien sind mit den
Portugiesen sprachlich verwandt.
4/ Erich Hackl, In einem und im andern Land, in:
Die Presse, Spectrum, 10. März 2006, S. I bis III.
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Am 26. Juli 1946 verabschiedete der
österreichische Nationalrat einstimmig

das 1. Verstaatlichungsgesetz. Mit diesem
Gesetz wurden die damaligen drei öster-
reichischen Großbanken, der Bergbau, die
Erdölförderung und -verarbeitung, die Hüt-
tenindustrie sowie Großbetriebe der Ma-
schinen- und Metallindustrie, des Fahr-
zeugbaus, der Elektroindustrie und chemi-
schen Industrie verstaatlicht. Das 2. Ver-
staatlichungsgesetz vom 26. März 1947
führte, mit Ausnahme kleiner Stromliefe-

Gemeinsamen Veranstaltung der Alfred Klahr Gesellschaft und der KPÖ Steiermark

Öffentliches EEigentum –– eeine FFrage vvon GGestern?
Zum 60. Jahrestag des 1. Verstaatlichungsgesetzes in Österreich

rungsunternehmen, die gesamte Elektrizi-
tätswirtschaft in staatlichen Besitz über.
Österreich stand damit, was den Anteil des
staatlichen Sektors an der Gesamtwirtschaft
betraf, unter den entwickelten kapitalisti-
schen Ländern weltweit an erster Stelle, vor
Großbritannien, Frankreich, Italien und an-
deren Staaten, die nach 1945 ebenfalls eine
Verstaatlichungswelle erlebten.

Das Thema des Symposiums hat bren-
nend aktuelle Bedeutung, ist doch seit ge-
raumer Zeit eine Trendumkehr weg vom
öffentlichen Eigentum in staatlicher und
kommunaler Hand hin zu dessen (Re)Priva-
tisierung zu beobachten. Gegenwärtig
äußert sich das in der Auseinandersetzung
zwischen den Belegschaftsvertretern und
dem ÖIAG-Management um die Privatisie-
rung der österreichischen Post AG, bei der
erneut die wirtschaftlichen und sozialen In-
teressen der breiten Bevölkerungsmehrheit,

der SteuerzahlerInnen und ArbeitnehmerIn-
nen auf der Strecke zu bleiben drohen.

Auf dem Symposium sollen daher nicht
nur die insgesamt positiven Wirkungen der
Verstaatlichung auf die Entwicklung der 2.
Republik dargelegt, sondern auch Möglich-
keiten aufgezeigt und diskutiert werden, die
verbliebenen Sektoren des öffentlichen Ei-
gentums zu erhalten, die Privatisierungswel-
le zu stoppen und eine Gegenoffensive mit
dem Ziel der Erweiterung des öffentlichen
Eigentumsbereichs in Gang zu bringen.

Thematische Schwerpunkte des Sympo-
siums werden u.a. sein: Warum kam es in
Österreich nach dem Zweiten Weltkrieg zu
derart umfangreichen Verstaatlichungen?
Welche Auswirkungen hatten sie auf die
soziale Lage der gesamten österreichischen
Arbeiterschaft? Was bedeutet Verstaatli-
chung und öffentliches Eigentum im kapita-
listischen System grundsätzlich, von der
ökonomischen und politischen Warte aus
und aus marxistischer Sicht? Warum
bekämpft das private Großkapital das staat-
liche und kommunale Eigentum, lässt es
sich aber unter bestimmten Umständen ge-
fallen und kann damit durchaus leben? Was
waren die Ursachen der „Krise“ der ver-
staatlichten Industrie in den 1980er Jahren
und des danach einsetzenden Beginns ihrer
Zerschlagung? Welche Rolle spielte die
ÖIAG bei der Reprivatisierung seit den
1990er Jahren und spielt sie heute? Welche
Rolle kommt dabei der EU und den EU-
Richtlinien in Sachen Liberalisierung der
Märkte und Privatisierung seit dem Beitritt
Österreichs 1995 zu? Welche Auswirkungen
hatten und haben (Re)Privatisierungen auf
die Belegschaften der Betriebe des staatli-
chen und kommunalen Sektors? Welche
Strategien sind vom Standpunkt der Ver-
fechtung der Interessen der arbeitenden
Menschen gegen die Betreiber und Nutz-
nießer der (Re)Privatisierung zu entwickeln?

Ort des Symposiums: Leoben
Kongresszentrum im Alten Rathaus

Freitag, 23. Juni 2006, 19.00
Podiumsdiskussion mit fünf VertreterInnen
aus Politik, Wissenschaft und Arbeitswelt

Samstag, 24. Juni 2006, 9.30–18.30
Symposium mit acht ReferentInnen aus Po-
litik, Wissenschaft und Arbeitswelt mit allge-
meiner Diskussion nach jedem Referat
(Das genaue Programm wird rechtzeitig
bekannt gegeben.)

Für InteressentInnen aus Wien organisiert die
AKG einen Bustransfer. Abfahrt aus Wien am
frühen Morgen des Samstag, 24. Juni 2006;
Rückfahrt nach dem Ende des Symposiums.
Unkostenbeitrag: 10.– Euro. Anmeldungen er-
beten bis 10. Juni 2006 unter klahr.gesell-
schaft@aon.at oder unter 01/982 10 86/12.

KPÖ Bildungsverein Steiermark, Herrengasse 16, 8010 Graz



schichte mit opportun katholischer At-
titüde gehandelt wurde. Zeisel teilt we-
der die Einschätzung von Duczynska
noch jene von Leser in Bezug auf die hi-
storische Rolle des ihm sympathischen
Theodor Körner (1873–1957) und von
Otto Bauer (1881–1938). Der bewaffnete
Kampf 1934 war nach seiner Auffassung
auf Grund der historischen Situation
überhaupt ohne jede Chance. Das war al-
lerdings auch die Auffassung von Körner
selbst gewesen, weil dieser als hoch qua-
lifizierter Militärfachmann die wenigen
Möglichkeiten des isoliert als Schutz-
bund agierenden sozialistischen Keller-
militärs realistisch einschätzen konnte. 

Der hier abgedruckte, im Original ma-
schinegeschriebene und eigenhändig mit
„Hans“ unterfertige Brief von Hans Zei-
sel vom 27.1.1976 mit offiziellem Brief-
kopf „The University of Chicago. The
Law School. 111 East 60th Street. Chi-
cago – Illinois 60637“ an Ilona Duczy-
nska ist im Nachlass von Christian Bro-
da in der Österreichischen Nationalbi-
bliothek als Kopie überliefert. Für Bro-
da hat Zeisel die im Brief erwähnten
„Karli“ und „Kari“ handschriftlich am
Schluss der Kopie erläutert. 
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Gewalt“ (München 1975, 382 S.) heraus-
gebracht hatte. Duczynska zitiert darin
auch Norbert Leser (*1933), der in die-
sen Jahren als sozialdemokratischer
Hauptinterpret sozialdemokratischer Ge-

Hans Zeisel (1905–1992), der dem
intellektuellen sozialistischen Mi-
lieu Wiens angehört und zusam-

men mit Marie Jahoda (1907–2001) und
Paul Lazarsfeld (1901–1976) an der
berühmt gewordenen Studie über die Ar-
beitslosen von Marienthal mitgearbeitet
hatte, wurde 1938 als Rechtsanwalt mit ei-
gener Kanzlei in Wien in die Emigration
getrieben.1 Seit 1953 war Zeisel als Pro-
fessor an der University of Chicago
School of Law tätig. Gelegentlich korre-
spondierte er mit Christian Broda
(1916–1987), wobei die Initiative dazu
von Christian Broda ausgegangen ist. Zei-
sel schätzte an Broda vor allem dessen
Einsatz im Kampf gegen die Todesstrafe.
In diesem Zusammenhang machte er Bro-
da darauf aufmerksam, dass die „grossarti-
ge Verteidigungsschrift“ für Nicola Sacco
(1891–1927) und Bartolomeo Vanzetti
(1888–1927) von dem aus Wien stammen-
den damaligen Harvard Professor Felix
Frankfurter (1882–1965) verfasst wurde. 

Anfang 1976 übermittelte Zeisel an
Broda die Kopie seines Briefes an Ilona
Duczynska (1897–1978), die Ende 1975
das von Friedrich Heer (1916–1983) be-
vorwortete Buch „Der demokratische
Bolschewik. Zur Theorie und Praxis der

Hans ZZeisel üüber ddas RRote WWien 
als hhistorische AAnomalie

EINE ARCHIVALISCHE NOTIZ VON GERHARD OBERKOFLER

Liebe Ilona,
sehr schönen Dank für den Demokratischen Bolschewik, un-
zweifelhaft ein wichtiger Beitrag zur Biographie Körners
und der sozialdemokatischen Partei in der kritischen Zeit
zwischen dem 15. Juli 1927 und der vorläufigen Vernichtung
in 1934. Dich freilich interessiert die grössere Frage: Hätte
die Partei nicht nach Körners Plan handeln sollen? Die Wid-
mung an alle, „die im ungebrochenen Glauben an die .. Re-
volution .. gestorben sind“, lässt keinen Zweifel über Deine
Stellung. Du rührst damit an die Grundfrage des Aufstiegs
und des temporären Endes der österreichischen Sozialdemo-
kratie, und der gewaltsamen Revolution überhaupt.
Das Buch ist Dein Versuch, die bisher missglückte Synthe-
se zwischen Demokratie und Bolschewismus als möglich
erscheinen zu lassen.
Die Bolschewiken haben die Demokratie nicht eingeführt
und die Demokratien (die österreichische par excellence)
haben sich im entscheidenden Moment gegen die Bürger-
krieg entschieden.
Deine Lösung: Wenn nur die Bolschewiki Bauers Hoff-
nung auf Demokratisierung erfüllt hätten; wenn nur Bauer
seinem Linzer Programm treu geblieben und auf Körners
Rat gehört hätte.

Es ist die Frage, die uns alle, oder wenigstens die unter uns,
die zwischen 1918 und 1938 österreichische Sozialisten wa-
ren, immer wieder bewegt. Die Frage: Welchen Sinn hatte
es, mit dem bewaffneten Widerstand zu drohen, wenn er sich
im entscheidenden Moment nicht erhob?
Weder Du, und in diesem Punkt Dein Gefährte Norbert Le-
ser, haben keinen Zweifel an Bauers Schuld. Leser: Die Posi-
tion macht nie Sinn. Du: Warum hat er im kritischen Zeit-
punkt nicht nach dem Programm gehandelt, wenn der einzige
wirkliche Kriegsfachmann. Ein Mann von grosser menschli-
cher Lauterkeit, ihm dazu riet?
Ich teile weder Lesers noch Deine Meinung. Das Wunder des
„Roten Wiens“, das in der Geschichte, wie es Karli* richtig
voraussagte, einer der Höhepunkte der menschlichen Zivili-
sation bleiben wird, wäre ohne die von Euch gerügte Anoma-
lie nicht denkbar gewesen. Das rote Wien war selbst eine
Anomalie: Beispielgebend sozialistische Taten und Ideen
wuchsen auf einer Insel, die umgeben war von zwei feindli-
chen Meeren: Dem seichteren Meer der christlich – sozialen
Länder, und den Ozeanen der faschistischen Welt: Ungarn,
Italien und Deutschland.
Nur die eschatalogische Hoffnung auf einen Endsieg unter al-
len Umständen hat dieses menschliche, soziale und politische

Theodor Körner (1873–1957)
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Wunder zustandegebracht (soviel für
Leser). Für Dich: Ein Bürgerkrieg
wäre ein noch grösseres „Ruhmes-
blatt“ in der Geschichte der öster-
reichischen Sozialisten gewesen,
aber das Ergebnis wäre dasselbe ge-
blieben. Dies war politisch unab-
wendbar; Körner sah nicht so weit;
und Bauer hat es wohl immer ge-
wusst, nur hoffte er, es würde nicht
dazu kommen.
Ich habe mich oft gefragt, wie es ge-
wesen wäre, wenn Otto Bauer etwas
von der einfacheren und direkten
menschlichen Anziehungskraft Vik-
tors Adlers2 gehabt hätte (die übri-
gens auch Körner hatte). Das Ende
wäre dasselbe gewesen. Die Seipels3

und Dollfusse4 waren in Wirklichkeit
schäbige und kleine Erscheinungen.
Sie hätten die Sozialdemokraten un-
ter Viktor Adler ebenso gehasst und
sich ebenso gegen sie mit Ungarn und
Italien verbündet.
Und ob Dein allgemeiner Glaube an
die gewaltsame Revolution für richti-
ge Ziele gerechtfertigt ist, lässt sich
noch nicht sagen: Die Geschichte hat
noch kein eindeutiges Urteil gespro-
chen. Ich bin nicht sicher, dass die
Sowjetunion und ihr Ostblock heute
politisch, kulturell, wirtschaftlich
(zusammengefasst: „sozialistisch“)
nicht besser daständen, wenn die
Menschewiki gewonnen hätten. Ich
neige zum Ja-Sagen.
In jedem Fall hast Du ein wichtiges
und schönes Buch geschrieben. Grüss
Kari**, was sind ihre Gedanken und
Pläne?
Alles Liebe
Hans m. p.
*Karl Polanyi5

** Ihre Tochter

P.S. Noch eines: Ich glaube nicht,
dass Körner sich selbst einen demo-
kratischen Bolschewiken genannt
hat. Das war nicht seine Sprechart.
Es klingt mehr nach Ernst Fischer6,
der dies berichtete. 

Auf Initiative des ehemaligen wis-
senschaftlichen Leiters der Alfred
Klahr Gesellschaft und jetzigen

Vorstandsmitglieds Dr. Willi Weinert
konnte die Gedenktafel für drei hinge-
richtete Widerstandskämpfer, die sich
im alten Gebäude der Österreichischen
Staatsdruckerei am Rennweg befand,
gesichert und in das neue Betriebsge-
bäude der Österreichischen Staats-
druckerei in Wien 23, Tenschertgasse,
transferiert werden.

Das 1963 an Stelle einer Gedenktafel
für die Opfer der kommunistischen Be-
triebszelle in der Staatsdruckerei errich-
tete Denkmal wurde von Leopold Grau-
sam geschaffen und würdigt die Buch-
drucker Alois Hudec (1914–1943), Gu-
stav Kiesel (1907–1943) und Wilhelm
Weixlbraun (1896–1943), die zum Tode
verurteilt und  im Wiener Landesgericht
enthauptet wurden. Sie waren Mitglieder
einer größeren kommunistischen Wider-
standsgruppe, in der auch andere Wider-
standskämpfer integriert waren und de-
ren Materialien ebenso in anderen Be-
trieben verteilt worden sind.

An der Gedenkfeier, die am 25. No-
vember 2005 stattfand, nahmen Perso-
nen des öffentlichen Lebens teil, u.a.
der Präsident der Arbeiterkammer Her-
bert Tumpel. Nach einleitenden Worten
des Generaldirektors Reinhart Gausterer
und des Betriebsratsvorsitzenden Willi-
bald Authried sprach der in Vertretung
des Bundespräsidenten Heinz Fischer
anwesende Präsident DDr. Ludwig
Adamovic Worte des Gedenkens. Da-
nach führte Willi Weinert aus:

Werte Anwesende!
Bevor ich Ihnen einige Gedanken nahe

bringen möchte, ist es mir ein Bedürfnis,
einigen Menschen zu danken, denn was
im Zusammenhang mit der Transferie-
rung des Denkmals vom Rennweg in die
Tenschertgasse geschehen ist, sollte nicht
als selbstverständlich verstanden werden. 

Ich möchte zuerst den Herrn Roland
Pomajbik nennen, der als Bauleiter des
nun am Areal der ehemaligen Staats-
druckerei entstehenden Hotels das Denk-
mal gesichert hat. Dass Herr Kurt Scholz
ein offenes Ohr für mein Anliegen hatte,
das Denkmal von den Fachleuten der
Wiener Steinmetzbetriebe demontieren
und hier wieder aufstellen zu lassen (die-
se Anregung erhielt ich von Herrn Leo-
pold Grausam, dessen Vater das Denk-
mal geschaffen hat), möchte ich ganz be-
sonders hervorheben. Er kontaktierte
Herrn Erhard Rauch, den Leiter der MA
43, der damit einverstanden war, dieses
Denkmal durch Herrn Hopf und seine
Fachleute fachgerecht ab- und hier wie-
der aufbauen zu lassen. Dass Herr Willi-
bald Authried, der Betriebsrat der Staats-
druckerei, für diese Wiederaufstellung
sogleich Feuer und Flamme war, ließ ei-
ne Idee zur Wirklichkeit werden. Ihnen
allen sei nochmals gedankt.

Es wird sich nun mancher die Frage
stellen, wieso es überhaupt möglich war,
dass die Staatsdruckerei vor einigen Jah-
ren aus ihrem Stammhaus am Rennweg
ausgezogen ist, ohne dieses Denkmal, das
ja Teil ihrer eigenen Geschichte ist, mit-
zunehmen. Mehr noch stellt sich die Fra-
ge, wieso dann die ÖIAG, in deren Besitz
diese Immobilie gekommen war, recht
bald nach dem Auszug der Staatsdrucke-
rei das Haus mit diesem Denkmal in der
Eingangshalle, einfach weiterverkaufte. 

Hier, so meine ich, spiegelt sich recht
deutlich und symptomatisch ein fehlen-
des Bewusstsein für jenen Abschnitt der
österreichischen Geschichte wider, von
dem die offizielle österreichische Nach-
kriegsgeschichte geprägt war und ge-
prägt ist. Dass diese Widerstandskämp-
ferinnen und Widerstandskämpfer nach
dem Krieg für Jahrzehnte in der offizi-
ellen Erinnerungskultur ausgeklammert
waren, hat viele Ursachen. Eine davon
liegt bestimmt auch in der Tatsache be-
gründet, dass sich mehr von diesem na-
zistischen Geist in der Bevölkerung er-
halten hat, als man sich eingestehen

Anmerkungen:
1/ Darüber schreibt Zeisel selbst in: Friedrich St-
adler (Hrsg.), Vertriebene Vernunft II. Wien –
München 1988, S. 328–331.
2/ Victor Adler (1852–1918)
3/ Ignaz Seipel (1876–1932)
4/ Engelbert Dollfuß (1892–1934)
5/ Karl Polanyi (1886–1964)
6/ Ernst Fischer (1899–1972)

Eine GGedenktafel kkonnte vvor ddem
Verschwinden ggesichert wwerden
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will. Und dieser Ungeist wurde auch
von der Intelligenz, an Schulen und
Hochschulen und anderswo tradiert.
Erst unlängst erschien ein
Buch, das Auskunft darüber
gibt, wie NS-Belastete so-
gar in die österreichischen
Sozialdemokratie integriert
wurden; und dabei handelt
es sich nicht um Menschen
vom Typ des uns allen be-
kannten Herrn Karl. 

Dass man Widerstands-
kämpferinnen und Wider-
standskämpfer, die überlebt
hatten, seitens der Republik
mehr als schmählich behan-
delt hat, ist belegt. Man gab
ihnen den so genannten Op-
ferausweis, der mit minima-
len Vergünstigungen ver-
bunden war. Dass man die-
sen, aus Angst vor heftigen
Reaktionen, wenig benützte,
weiß ich noch aus den Erzäh-
lungen meiner Eltern. Sie
sind bereits 1941 wegen
kommunistischen Hochverrats zu je acht
Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Sie
haben in den verschiedensten Gefängnis-
sen überlebt. Mein Vater sogar den ame-
rikanischen Bombenangriff auf das Gra-
zer Gefängnis Karlau im Februar 1945.

Das Wort Vaterlandsverräter war keine
seltene Ausnahme, was sich die Wider-
standskämpferinnen und Widerstands-
kämpfer sagen lassen mussten. Im Gegen-
satz zu den Österreichern in der Nazi-
wehrmacht und ihren Hinterbliebenen,
mussten sie um minimalste Entschädigun-
gen kämpfen. Von einer Anerkennung ih-
rer Leistungen zur Befreiung vom Nazifa-
schismus durch die Gesellschaft kann
nicht gesprochen werden. Und nach wie
vor ist es in diesem Österreich nicht mög-
lich, dass z.B. die Todesurteile gegen
österreichische Wehrmachtssoldaten, die
aus dieser Terrorarmee desertierten, als
null und nichtig erkannt werden.

So genannte Belastete hatten es da
kommoder und erlangten recht bald wie-
der ihre ehemaligen Positionen. Wo nach
1945 Antifaschisten Nazis ersetzten, wie
in der Polizei, wurden sie recht bald wie-
der hinausgesäubert und durch erstere er-
setzt. Die Kontinuität einer Geisteshal-
tung war damit gewährleistet. Dieses
Österreich hatte ganz offensichtlich we-
niger Probleme mit ehemaligen Nazis als
mit Antifaschisten. Antifaschistische
Denkmäler waren – sieht man von weni-
gen Ausnahmen, wie dem am Wiener
Zentralfriedhof ab – nicht etwas, was

dem offiziellen Österreich ein Anliegen
war. Wie anders doch der Umgang in
Ländern wie Jugoslawien, Italien oder

Frankreich. Wo Denkmäler in einem
kurzen Zeitraum nach 1945 entstanden,
gingen sie meistens auf die Initiative von
Kampfgefährten zurück, die zu ihrer Ma-
xime machten: Niemals vergessen!

Auch dieses Denkmal in der Staats-
druckerei aus dem Jahr 1963, das übrigens
eine Gedenktafel aus dem Jahr 1948 er-
setzte, war der Initiative überlebender Wi-
derstandskämpfer geschuldet. Dass es nun
von einigen Zufälligkeiten begleitet, hier
wieder aufgestellt werden konnte, und
nicht wie zahlreiche andere Denkmäler
und Gedenktafeln in den letzten Jahrzehn-
ten sang und klanglos entsorgt worden ist,
sollte zur Freude Anlass geben. 

Aber wenn á la longue verhindert wer-
den soll, dass noch existierende Gedenk-
tafeln und Denkmäler verschwinden,
müsste dringend etwas unternommen
werden. Meiner Meinung nach müssten
sie ausnahmslos und en bloc unter Denk-
malsschutz gestellt werden. Vielleicht ei-
ne Anregung für den Kulturstadtrat, diese
Lösungsmöglichkeit zu überprüfen. Nur
so erhielten diese Zeugnisse den ihnen ge-
bührenden Schutz und könnten der Nach-
welt verlustfrei erhalten bleiben. Damit
auch kommende Generationen daran erin-
nert werden, dass es in Österreich Men-
schen gegeben hat, die unter extremsten
Bedingungen den aufrechten Gang gin-
gen, bereit waren, mit all ihrer Kraft für
eine gerechte Sache einzutreten. 

Sie taten dies, und das sollte niemals
vergessen werden, im Angesicht der Per-

fektionierung des Mordens, der zum Mas-
senmord wurde, dem dann in größter Zahl
Juden unterschiedlichster Nationalität

zum Opfer fielen. Ich ha-
be den Eindruck, dass in
den letzten Jahrzehnten
aber der Mord an den ak-
tiven Widerstandskämp-
ferinnen und Wider-
standskämpfer in den
Hintergrund gedrängt
wird und der Faschismus
auf die Verfolgung und
Ermordung der Juden re-
duziert wird. Der Massen-
mord wird zum Juden-
mord, zum kaum erklär-
baren Holocaust; andere
Opfer werden nahezu ig-
noriert, der politische, or-
ganisierte Widerstand
wird negiert. Belege dazu
gibt es immer wieder. 

Vor dem Sommer gab
es z.B. eine Ausstellung
im Nestroyhof zu „Frau-
en im Widerstand“, in der

diese aktiven Widerstandskämpferinnen
und Partisaninnen dezidiert dem „Holo-
caust“ unter- bzw. zugeordnet wurden.
Und unlängst konnte man in der Beilage
„Spectrum“ der Presse im Zusammen-
hang mit der an der Volksoper aufge-
führten Oper „Sophies Choice“ bereits
im ersten Satz eines Artikels über „Die
Leiden eines nichtjüdischen Holocaust-
opfers...“ lesen.

Tatsache ist: Die ersten von den Nazis
in Deutschland, und dann nach der An-
nexion in Österreich verfolgten, oft vie-
hisch gequälten und ermordeten Opfer
waren jene, die organisierten Widerstand
gegen das Regime ausübten. Die einer-
seits versuchten, das Meinungsmonopol
der Nazis durch die Herstellung von ille-
galen Flugblättern und Zeitungen zu
durchbrechen, und die andererseits Soli-
darität mit den Opfern und ihren An-
gehörigen übten und für diese Geld sam-
melten. Durch sie – und es waren nicht
nur in Österreich mehrheitlich Kommu-
nistinnen und Kommunisten bzw. Men-
schen, die sich in deren Reihen einordne-
ten, die organisierend an der Spitze des
Widerstandes standen – sah sich das Na-
ziregime aufs Äußerste bedroht. Mit ei-
ner Brutalität sonder gleichen, und sich
von Jahr zu Jahr steigernd, wurde dem
Widerstand im wahrsten Sinne des Wor-
tes der Kopf abgeschlagen. Noch bis we-
nige Wochen vor dem Ende des Mörder-
regimes wurden Frauen und Männer un-
ter das Fallbeil gezwungen.

von links: Generaldirektor Reinhart Gausterer, Betriebsratsvorsitzen-
der Willibald Authried , Willi Weinert, sowie Leopold Grausam, der
Sohn des Denkmalschöpfers.
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Georg Tidl: Streuzettel. Illegale Propa-
ganda in Österreich 1933–1939. Wien:
Löcker 2005, 195 S., 19,80 Euro

Der Autor legte eine in seinen Besitz
gekommene Sammlung von Streu-

zettel einer kleinen Arbeit zu Grunde, die
unlängst im Wiener Löckerverlag er-
schienen ist. Um es zu präzisieren: es
handelt sich um Streuzettel der illegalen
NSDAP sowie der illegalen SDAPÖ, RS
und KPÖ, somit um Agitationsmaterial,
das im Zeitraum 1933–1938 in großer
Stückzahl in Österreich verbreitet wurde.
(Auch einige Exemplare von „legalen“
Streuzetteln werden vorgestellt.)

Streuzettel sind, wie aus der Bezeich-
nung schon ableitbar ist, in der Regel
kleine Papierstücke (die aber durchaus
auch das Format A6 haben konnten), die
die Urheber mit Losungen versahen
(handbeschrieben, hektografiert oder be-
druckt) und in mehr oder weniger großen
Anzahl verbreiteten.

Die Streuzettel stellten einen Teil der
illegalen Propaganda der Arbeiterbewe-

Erst unlängst
lernte ich eine Frau
kennen, die als 16-
jähriges Mädchen
gemeinsam mit ih-
rer Mutter im No-
vember 1944 in
Klagenfurt verhaf-
tet worden ist und
die Hinrichtung ih-
rer Mutter im De-
zember erleben
musste. Heute,
mehr als 60 Jahre
später, hat sie die-
ses Geschehen noch
immer nicht verar-
beitet, und ist in
ständiger psycho-
therapeutischer Be-
handlung. Und ob
Sie es glauben oder
nicht, erst seit eini-
ger Zeit werden
diese Behandlun-
gen von der Kran-
kenkasse anerkannt
und bezahlt. Auch
das eine Facette des
Umgangs unserer
Gesellschaft mit je-

nen, die im wahrsten Sinne des Wortes
ihren Kopf im Kampf um ein freies, de-
mokratisches Österreich hingehalten ha-
ben. Diese Widerstandskämpferinnen und
Widerstandskämpfer haben sich nie als
Heldinnen oder Helden verstanden. Wie-
wohl rückblickend ihr Wirken als helden-
haft zu bezeichnen wäre. Sie waren eine
Minderheit, die auf Grund ihrer gesell-
schaftspolitischen Einsicht geradezu zwin-
gend es als ihre Verpflichtung verstand,
gegen dieses Regime anzukämpfen.

In diesem Zusammenhang möchte ich
Sie an diesen bekannten Spruch des deut-
schen Pastors Martin Niemöller erinnern,
worin er die Notwendigkeit des Wider-
standes hervorgehoben hat. Er schrieb:
Als die Nazis die Kommunisten holten,
habe ich geschwiegen;
ich war ja kein Kommunist.
Als sie die Sozialdemokraten einsperrten,
habe ich geschwiegen;
ich war ja kein Sozialdemokrat.
Als sie die Katholiken holten,
habe ich nicht protestiert;
ich war ja kein Katholik.
Als sie mich holten, gab es keinen mehr,
der protestieren konnte.

Es gab sie aber, die Menschen, die Po-
sition bezogen, die kämpften. So wie
diese drei, denen dieses Denkmal gewid-
met ist. Und trotzdem wäre nichts un-

richtiger, als ihr Wirken zu verklären, sie
von der Realität abgehoben zu sehen, sie
als Wesen der besonderen Art zu verste-
hen. So eine Herangehensweise würde ja
all jene exkulpieren, die tatenlos dieses
Regime akzeptierten, so, als wäre Wider-
stand unmöglich gewesen. Sie als –
wenn auch außergewöhnliche – Men-
schen zu begreifen, die bereit waren, für
eine gerechte Sache ein- und gegen das
Naziregime aufzutreten, sollte nachgebo-
renen und zukünftigen Generationen zur
Richtschnur dienen.

Friedrich Heer formulierte vor mehr als
50 Jahren, bei einer Gedenkfeier für ei-
nen hingerichteten jungen Widerstands-
kämpfer, dass es darum geht, aus diesem
Sterben die Kraft zu gewinnen, um Wi-
derstand zu leisten, auch einer scheinbar
allmächtigen Machtmaschine gegenüber,
und die Hoffnung zu schöpfen, dass es
immer wieder Menschen geben möge, für
die ihr Gewissen entscheidender ist als
die Furcht und Angst. Auch wenn das
Wirken dieser Österreicherinnen und
Österreicher nicht massenwirksam wur-
de, so repräsentieren sie doch das bessere
Österreich. Die Erinnerung an sie spielte
nach 1945 und leider bis heute im öffent-
lichen Bewusstsein eine untergeordnete
Rolle. Möge die Erhaltung dieses Denk-
mals ein kleiner Beitrag dazu sein, dass
die Erinnerung an sie und ihren Wider-
standskampf wach gehalten wird. Ich
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

gung (und nur auf diese soll hier Bezug
genommen werden) dar. Die Arbeiterbe-
wegung, deren „legale“ Artikulierungs-
möglichkeiten mittels ihrer Zeitungen
(z.B. der Roten Fahne, dem Zentralorgan
der KPÖ) bereits 1933, wie bei der KPÖ,
beschnitten und nach den Februarkämp-
fen 1934 restlos entzogen wurde, musste
auf diese Situation reagieren. Sie tat es
mittels der nun „illegal“ produzierten
Zeitungen, Broschüren, Flugblätter und
eben dieser Streuzettel. Wenngleich die
Auflagen dieser recht unterschiedlich ge-
stalteten Streuzettel in die Millionen
ging, kann ich mich der Meinung des
Autors nicht anschließen, der meint, sie
würden das „charakteristische ... und ein-
zige Massenkommunikationsmittel poli-
tischer Parteien in der Illegalität“ gewe-
sen sein. Mit scheint der von ihm heran-
gezogene Schluss von der Auflage zur

Behauptung eines „Massenkommunika-
tionsmittel“ nicht gerechtfertigt zu sein.
Ein Argument, das dagegen spricht, ist
die Form der Verbreitung, die jeweils
nur punktuell erfolgte; d.h., jemand warf
an einer bestimmten Stelle Streuzettel,
und das konnten einzelne Exemplare bis
höchstens ein oder zwei Hände voll ge-
wesen sein. Diese Streuzettel, die am
Boden zu liegen kamen, konnten dann
nur in ihrer geringeren Zahl von Passan-
ten aufgehoben und gelesen worden sein,
so es sich nicht sowieso nur um Zettel
mit den Symbolen der Arbeiterbewe-
gung (Drei Pfeile, Sichel und Hammer
oder Roter Stern) gehandelt hat. (Der
Autor spricht selbst davon, dass das Auf-
heben und Mitnehmen gar nicht beab-
sichtigt war. Was aber bei Streuzettel mit
Text wohl nicht möglich war, denn die
konnte man nur lesen, wenn man sie
näher ans Auge führte.) Somit gelangten
diese zwar in Millionauflage produzier-
ten Streuzettel doch nur an einen wesent-
lich beschränkten Kreis von Menschen,
denen zufällig so ein Streuzettel in die
Hände fiel. Und diesen Menschen wurde
i.d.R. nur eine kurze Losung vermittelt,
wie z.B.: „Heraus zum 1. Mai“, „Haken-
kreuz ist Hungerkreuz“ u.ä.m.

Ich meine, dass die Streuzettel dafür
verwendet wurden, um durchaus auch
den nicht den Arbeiterparteien zuzu-
zählenden Schichten (sowie auch der

Alois Hudec
Gustav Kiesel
Wilhelm 
Weixlbraun
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– Sämtliche Beiträge aus den „Mitteilun-
gen“ der Jahrgänge 1994–2005
– Übersicht über aktuelle und bisherige
Veranstaltungen der AKG
– Informationen über die Sammlungen
des Archivs der AKG
– Beiträge und Bibliographien zur Ge-
schichte der KPÖ
– Publikationen der AKG

Exekutive, die ja in vielen Fällen damit
befasst war, die Streuzettel aus dem Ver-
kehr, sprich dem Zugriff von Passanten
zu ziehen) zu zeigen, dass trotz Verbot
die Arbeiterparteien (im Untergrund) exi-
stieren und aktiv sind, weniger aber, um
mit den eigenen Parteigängern zu „kom-
munizieren“, wie der Autor annimmt.

Wesentlich effizienter, weil gezielter
kolportiert und z.T. verkauft (!), waren
da die illegalen Zeitungen der Arbeiter-
bewegung, die illegalen Broschüren und

natürlich die Vielzahl der Flugblätter.
Hier kann wahrlich von einer „Kommu-
nikation“ gesprochen werden; damit
wurden die politisch bewussten und akti-
ven Menschen erreicht. Mit diesen Medi-
en konnten Inhalte und Analysen ver-
breitet werden.

Der Autor vermittelt dem Leser einen
Einblick in Herstellung und Vertrieb von
Streuzettel, zitiert auch immer wieder aus
den Akten der gerichtlichen Verfolgung
und Aburteilung von Personen, die damit
befasst waren. In der Folge beschreibt er
die im Buch (leider nur in schwarz-weiß;
wenigstens ein oder zwei Farbtafeln hät-
ten das Buch optisch aufgewertet) abge-
bildeten Streuzettel und gibt erläuternde
historische Anmerkungen.

Leider fehlen dem Buch nicht nur die
Streuzettel, die Bezug auf die durch die
Austrofaschisten ermordeten Schutz-
bündler nehmen, sondern man vermisst
auch den nicht kleinen Bereich der so ge-
nannten „Solidaritätsmarken“, bei denen
die Spendenmarken für den Kampf ge-
gen die faschistische Reaktion in Spani-
en an erster Stelle zu nennen wären.  

Einige kleine Ungenauigkeiten sollte
man bei einer eventuellen Zweitauflage
eliminieren. Das Symbol der „3-Pfeile“,
das Anfang der 1930er Jahre in der SD-
APÖ Einzug hielt, wurde von der deut-
schen Eisernen Front (der Wehrformati-
on der SPD, die mit dem österreichi-
schen Schutzbund vergleichbar ist) über-
nommen und standen symbolisch für den
Kampf gegen Kapitalismus, Reaktion
und Faschismus, nicht aber für die Ziele
der französischen Revolution (Freiheit,
Gleichheit, Brüderlichkeit).

Das auf einem Streuzettel der Sozial-
demokratie dargestellte Politikerduo
(Abb. 55) stellt nicht Dollfuß und Fey,
sondern Dollfuß und Starhemberg (übri-
gens sehr treffend mit seinem Hut und
der großen Nase) dar. An anderer Stelle
spricht der Autor von der Vaterländi-
schen Front (VF) „als einzige offizielle
Partei“ (im Ständestaat). Die VF war nie
eine Partei, denn gerade die Abschaf-
fung der Parteien war ein Grund ihrer
Installierung durch die Austrofaschisten.
Der Autor hat zwar recht, wenn er den 1.
August als einen der von der Arbeiterbe-
wegung begangenen „Festtage“ bezeich-
net, nur wurde dieser Tag nicht als
„Weltfriedenstag“ sondern als „Anti-
kriegstag“ begangen. In seiner Erläute-
rung zum Streuzettel mit dem Symbol
der Antifaschistischen Aktion ist zu le-
sen: „Die Kommunisten gründeten in
den Betrieben eine überparteiliche Anti-
faschistische Aktion.“ Die Antifaschisti-

sche Aktion war eine Bewegung in
Deutschland Anfang der 1930er Jahre.
Das aus zwei in einem Kreis befindli-
chen Fahnen bestehende Symbol wurde
massenhaft auch als Abzeichen verbrei-
tet und gelangte auch nach Österreich.
Es war Symbol für die Notwendigkeit
eines gemeinsamen Kampfes gegen den
aufkommenden Hitlerfaschismus. Die
Antifaschistische Aktion war aber zu
keinem Zeitpunkt eine Organisation
sondern sollte eine Bewegung der kämp-
fenden Einheitsfront sein. In Deutsch-
land trat sie mit diesem Symbol gegen
Ende Mai 1932 in Erscheinung.

Alles in Allem ein interessantes Buch,
das dem Leser Einblick in einen Teil der
illegalen Propaganda sowohl der Arbei-
terbewegung als auch der österreichi-
schen NSDAP gibt, die durch die finan-
zielle Unterstützung durch die NSDAP
in Deutschland offensichtlich ein Vielfa-
ches an Streuzettel produzieren und ver-
treiben konnte.

WILLI WEINERT

Willi Weinert:

„Ich möchte, dass sie
Euch alle immer nahe

bleiben...“
Biografien kommunistischer 

WiderstandskämpferInnen in
Österreich

Wien: Verlag der Alfred Klahr Ge-
sellschaft 2005, 96 S., zahlr. Abb., 5
Euro, ISBN 3–9501204–2–4

Neben kurzen Anmerkungen zum
Widerstandskampf der Kommunisti-
schen Partei Österreichs wird in die-
ser Broschüre erstmals eine Opferli-
ste ihres Widerstandskampfes vorge-
legt, die mehr als 2000 Namen ent-
hält, die in Österreich oder im Aus-
land im kommunistischen Wider-
stand ums Leben kamen oder die Op-
fer des Faschismus wurden.

Die Broschüre kann um 5.– Euro (plus
1,75.– Versandkosten) unter grup-
pe40@aon.at bestellt werden und ist
auch bei der KPÖ Graz erhältlich.

Neuerscheinung


